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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 265/2003 DER KOMMISSION
vom 13. Februar 2003

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1947/2002 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 14. Februar 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 13. Februar 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft

14.2.2003 L 41/1Amtsblatt der Europäischen UnionDE
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 13. Februar 2003 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 101,0
204 46,4
212 114,9
999 87,4

0707 00 05 052 109,7
204 49,4
220 244,4
999 134,5

0709 10 00 220 86,3
999 86,3

0709 90 70 052 134,4
204 179,8
999 157,1

0805 10 10, 0805 10 30, 0805 10 50 052 44,9
204 42,3
212 42,2
220 38,8
624 78,7
999 49,4

0805 20 10 204 78,7
512 64,2
999 71,5

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90

052 63,1
204 72,0
220 61,6
464 134,1
600 59,6
624 75,6
999 77,7

0805 50 10 052 57,0
600 68,5
999 62,8

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 400 85,4
404 106,0
508 97,2
720 71,4
728 112,0
999 94,4

0808 20 50 388 80,2
400 108,1
512 85,6
528 76,1
720 40,9
999 78,2

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.

14.2.2003L 41/2 Amtsblatt der Europäischen UnionDE



VERORDNUNG (EG) Nr. 266/2003 DER KOMMISSION
vom 13. Februar 2003

zur Einstellung der Fischerei auf Gelbschwanzflunder durch Schiffe unter der Flagge eines
Mitgliedstaats

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 des Rates vom
12. Oktober 1993 zur Einführung einer Kontrollregelung für
die gemeinsame Fischereipolitik (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2846/98 (2), insbesondere auf Artikel 21
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach der Verordnung (EG) Nr. 2341/2002 des Rates
vom 20. Dezember 2002 zur Festsetzung der Fang-
möglichkeiten und Fangbedingungen für bestimmte
Fischbestände und Bestandsgruppen in den Gemein-
schaftsgewässern sowie für Gemeinschaftsschiffe in
Gewässern mit Fangbeschränkungen (2003) (3) sind der
Gemeinschaft für 2003 Anteile an den zulässigen
Gesamtfangmengen für Gelbschwanzflunder zugeteilt.

(2) Um die Einhaltung der Fangbeschränkungen für quoten-
gebundene Bestände zu gewährleisten, muss die
Kommission den Zeitpunkt festsetzen, zu dem die der
Gemeinschaft zugeteilten Anteile an den zulässigen
Gesamtfangmengen aufgrund der Fänge der Fischerei-
fahrzeuge unter der Flagge eines Mitgliedstaats als
ausgeschöpft gelten.

(3) Nach den der Kommission mitgeteilten Angaben haben
die Gelbschwanzflunderfänge in den Gewässern des
NAFO-Bereichs 3LNO durch Schiffe, die die Flagge eines

Mitgliedstaats führen oder in einem Mitgliedstaat regist-
riert sind, die der Gemeinschaft für 2003 zugeteilten
Anteile an den zulässigen Gesamtfangmengen
erreicht —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Aufgrund der Gelbschwanzflunderfänge im NAFO-Bereich
3LNO durch Schiffe, die die Flagge eines Mitgliedstaats führen
oder in einem Mitgliedstaat registriert sind, gelten die der
Gemeinschaft für 2003 zugeteilten Anteile an den zulässigen
Gesamtfangmengen als erschöpft.

Die Fischerei auf Gelbschwanzflunder in den Gewässern des
NAFO-Bereichs 3LNO durch Schiffe, die die Flagge eines
Mitgliedstaats führen oder in einem Mitgliedstaat registriert
sind, sowie die Aufbewahrung an Bord, das Umladen und
Anlanden von Fängen aus diesem Bestand, die von den
genannten Schiffen nach Inkrafttreten dieser Verordnung getä-
tigt werden, sind verboten.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 13. Februar 2003

Für die Kommission
Jörgen HOLMQUIST

Generaldirektor für Fischerei

14.2.2003 L 41/3Amtsblatt der Europäischen UnionDE
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VERORDNUNG (EG) Nr. 267/2003 DER KOMMISSION
vom 13. Februar 2003

zur Änderung der Erstattungssätze bei der Ausfuhr von bestimmten Milcherzeugnissen in Form
von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung Nr. 509/2002 (2), insbesondere auf Artikel 31
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Erstattungsbeträge, die ab 1. Februar 2003 bei der
Ausfuhr von den im Anhang genannten Erzeugnissen in
Form von Waren, die nicht unter Anhang I des Vertrages
fallen, anzuwenden sind, wurden durch die Verordnung
(EG) Nr. 185/2003 der Kommission (3) festgesetzt.

(2) Die Anwendung der in der Verordnung (EG) Nr. 185/
2003 enthaltenen Vorschriften und Kriterien auf die
Angaben, über die die Kommission gegenwärtig verfügt,
führt dazu, dass die gegenwärtig geltenden Ausfuhrer-
stattungen entsprechend dem Anhang zu dieser Verord-
nung zu ändern sind.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in der Verordnung (EG) Nr. 185/2003 festgesetzten Erstat-
tungssätze werden wie im Anhang zu dieser Verordnung ange-
geben geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 14. Februar 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 13. Februar 2003

Für die Kommission
Erkki LIIKANEN

Mitglied der Kommission

14.2.2003L 41/4 Amtsblatt der Europäischen UnionDE
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 13. Februar 2003 zur Änderung der Erstattungssätze bei der Ausfuhr
von bestimmten Milcherzeugnissen in Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren

(EUR/100 kg)

KN-Code Warenbezeichnung Erstattungssätze

ex 0402 10 19 Milch, in Pulverform, granuliert oder in anderer fester Form, ohne Zusatz von
Zucker oder anderen Süßmitteln, mit einem Fettgehalt von weniger als 1,5 GHT
(PG 2):

a) bei Ausfuhr von Waren des KN-Codes 3501 —

b) bei Ausfuhr anderer Waren 51,00

ex 0402 21 19 Milch, in Pulverform oder in anderer fester Form, ohne Zusatz von Zucker oder
anderen Süßmitteln, mit einem Fettgehalt von 26 GHT (PG 3):

a) bei der Ausfuhr von Waren, die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97
hergestellte verbilligte Butter oder Sahne in Form von PG 3 gleichgestellten
Erzeugnissen enthalten 69,45

b) bei der Ausfuhr anderer Waren 93,00

ex 0405 10 Butter, mit einem Fettgehalt von 82 Gewichtshundertteilen (PG 6):

a) bei der Ausfuhr von Waren, die Billigbutter oder Rahm enthalten und die unter
den in der Verordnung (EG) Nr. 2571/97 vorgesehenen Bedingungen herge-
stellt sind 100,00

b) bei der Ausfuhr von Waren des KN-Codes 2106 90 98 mit einem Milchfettge-
halt von 40 GHT oder mehr 192,25

c) bei der Ausfuhr anderer Waren 185,00

14.2.2003 L 41/5Amtsblatt der Europäischen UnionDE



VERORDNUNG (EG) Nr. 268/2003 DER KOMMISSION
vom 13. Februar 2003

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Gerste im Rahmen der Ausschreibung
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 901/2002

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1163/2002 (4),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1324/2002 (5), insbe-
sondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung bei der Ausfuhr von
Gerste nach allen Drittländern mit Ausnahme der Verei-
nigten Staaten von Amerika, Kanada, Estland und Lett-
land wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 901/2002
der Kommission (6) geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1230/2002 (7), eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der

Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, unter
Berücksichtigung der Kriterien nach Artikel 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstausfuhrerstat-
tung festzusetzen. In einem solchen Fall wird der
Zuschlag jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung in
Höhe des in Artikel 1 genannten Betrags.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Gerste wird für die
vom 7. bis zum 13. Februar 2003 im Rahmen der Ausschrei-
bung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 901/2002 eingereichten
Angebote auf 12,50 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 14. Februar 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 13. Februar 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

14.2.2003L 41/6 Amtsblatt der Europäischen UnionDE
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VERORDNUNG (EG) Nr. 269/2003 DER KOMMISSION
vom 13. Februar 2003

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1582/2002 einge-
reichten Angebote für die Ausfuhr von Hafer

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1163/2002 (4),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1324/2002 (5), insbe-
sondere auf Artikel 4,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1582/2002 der Kommis-
sion vom 5. September 2002 über eine besondere Interventi-
onsmaßnahme für Getreide in Finnland und Schweden (6),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2329/2002 (7), insbe-
sondere auf Artikel 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung für die Ausfuhr aus
Finnland und Schweden von in diesen beiden Ländern
erzeugtem Hafer nach allen Drittländern wurde durch
die Verordnung (EG) Nr. 1582/2002 eröffnet.

(2) Nach Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1582/2002
kann die Kommission auf der Grundlage der einge-
reichten Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23
der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, der
Ausschreibung nicht stattzugeben.

(3) Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 ist die Fest-
setzung einer Höchsterstattung nicht angezeigt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung der Erstattung bei der
Ausfuhr von Hafer gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1582/2002
vom 7. Januar bis zum 13. Februar 2003 eingereichten Ange-
bote werden nicht berücksichtigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 14. Februar 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 13. Februar 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 270/2003 DER KOMMISSION
vom 13. Februar 2003

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 899/2002

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1163/2002 (4),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1324/2002 (5), insbe-
sondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung bei der Ausfuhr von
Weichweizen nach allen Drittländern mit Ausnahme von
Polen, Estland, Litauen und Lettland wurde durch die
Verordnung (EG) Nr. 899/2002 der Kommission (6)
eröffnet, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2331/2002 (7).

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der

Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, unter
Berücksichtigung der Kriterien nach Artikel 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstausfuhrerstat-
tung festzusetzen. In einem solchen Fall wird der
Zuschlag jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchsterstattung in Höhe des
in Artikel 1 genannten Betrags.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen wird
für die vom 7. bis zum 13. Februar 2003 im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 899/2002
eingereichten Angebote auf 10,75 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 14. Februar 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 13. Februar 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

14.2.2003L 41/8 Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 170 vom 29.6.2002, S. 46.
(5) ABl. L 194 vom 23.7.2002, S. 26.
(6) ABl. L 142 vom 31.5.2002, S. 11.
(7) ABl. L 349 vom 24.12.2002, S. 19.



VERORDNUNG (EG) Nr. 271/2003 DER KOMMISSION
vom 13. Februar 2003

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 60/2003 einge-
reichten Angebote für die Einfuhr von Mais

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung über die Kürzung des Zolls bei der
Einfuhr von Mais aus Drittländern nach Portugal wurde
durch die Verordnung (EG) Nr. 60/2003 der Kommis-
sion (3) eröffnet.

(2) Nach Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1839/95 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2235/2000 (5), kann die Kommission auf der
Grundlage der eingereichten Angebote nach dem
Verfahren des Artikels 23 der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 beschließen, die auf die Ausschreibung einge-
gangenen Angebote nicht zu berücksichtigen.

(3) Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
den Artikeln 6 und 7 der Verordnung (EG) Nr. 1839/95
ist die Festsetzung einer Höchstkürzung des Zolls bei der
Einfuhr nicht angezeigt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung der Kürzung des Zolls bei
der Einfuhr von Mais gemäß der Verordnung (EG) Nr. 60/2003
vom 7. bis zum 13. Februar 2003 eingereichten Angebote
werden nicht berücksichtigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 14. Februar 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 13. Februar 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 272/2003 DER KOMMISSION
vom 13. Februar 2003

zur Festsetzung der repräsentativen Preise und der zusätzlichen Einfuhrzölle für Melasse im
Zuckersektor

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1422/95 der Kommission
vom 23. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen für die
Einfuhr von Melasse im Zuckersektor und zur Änderung der
Verordnung (EWG) Nr. 785/68 (3), geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 79/2003 (4), insbesondere auf Artikel 1 Absatz 2
und Artikel 3 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 wird der cif-
Preis bei der Einfuhr von Melasse, im folgenden „reprä-
sentativer Preis“ genannt, nach Maßgabe der Verordnung
(EWG) Nr. 785/68 der Kommission (5) bestimmt. Dieser
Preis gilt für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der
genannten Verordnung.

(2) Der repräsentative Preis für Melasse wird für einen Gren-
zübergangsort der Gemeinschaft, in diesem Fall
Amsterdam, festgesetzt. Der Preis muss auf der Grund-
lage der günstigsten Einkaufsmöglichkeiten auf dem
Weltmarkt unter Berücksichtigung der nach Maßgabe
der etwaigen Qualitätsunterschiede gegenüber der Stand-
ardqualität berichtigten Notierungen oder Preise dieses
Marktes berechnet werden. Die Standardqualität für
Melasse ist in der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 festge-
legt.

(3) Zur Feststellung der günstigsten Einkaufsmöglichkeiten
auf dem Weltmarkt müssen alle Informationen betref-
fend die Angebote auf dem Weltmarkt, die auf den wich-
tigen Märkten in Drittländern festgestellten Preise und
die Verkaufsabschlüsse im Rahmen des internationalen
Handels berücksichtigt werden, die die Kommission von
den Mitgliedstaaten erhält bzw. die ihr aus eigenen
Quellen vorliegen. Bei dieser Feststellung gemäß Artikel
7 der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 ist es möglich, den
Durchschnitt mehrerer Preise zugrunde zu legen, soweit
dieser Durchschnitt für die tatsächliche Markttendenz als
repräsentativ gelten kann.

(4) Nicht berücksichtigt werden die Informationen, wenn
die Ware nicht gesund und von handelsüblicher Qualität
ist oder wenn der Angebotspreis nur eine geringe, für

den Markt nicht repräsentative Menge betrifft. Außerdem
sind Angebotspreise auszuschließen, die als für die
tatsächliche Markttendenz nicht repräsentativ gelten.

(5) Um vergleichbare Angaben für Melasse der Standardqua-
lität zu erhalten, müssen die Preise je nach Qualität der
angebotenen Melasse nach Maßgabe der in Anwendung
von Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 785/68
erzielten Ergebnisse erhöht oder verringert werden.

(6) Ein repräsentativer Preis kann ausnahmsweise während
eines begrenzten Zeitraums auf unveränderter Höhe
beibehalten werden, wenn der Angebotspreis, der als
Grundlage für die vorangegangene Festsetzung des reprä-
sentativen Preises gedient hat, der Kommission nicht zur
Kenntnis gelangt ist und die vorliegenden, offenbar für
die effektive Markttendenz nicht repräsentativen Ange-
botspreise zu plötzlichen und erheblichen Änderungen
des repräsentativen Preises führen würden.

(7) Besteht zwischen dem Auslösungspreis für das fragliche
Erzeugnis und dem repräsentativen Preis ein Unter-
schied, so sind nach Maßgabe von Artikel 3 der Verord-
nung (EG) Nr. 1422/95 zusätzliche Einfuhrzölle festzu-
setzen. Bei Aussetzung der Einfuhrzölle gemäß Artikel 5
der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 sind für diese Zölle
besondere Beträge festzusetzen.

(8) Aus der Anwendung dieser Bestimmungen ergibt sich,
dass die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle
bei der Einfuhr der betreffenden Erzeugnisse nach
Maßgabe des Anhangs dieser Verordnung festzusetzen
sind.

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle bei der
Einfuhr der Erzeugnisse des Artikels 1 der Verordnung (EG) Nr.
1422/95 werden entsprechend dem Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 14. Februar 2003 in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 13. Februar 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

der Verordnung der Kommission vom 13. Februar 2003 zur Festsetzung der repräsentativen Preise und der
zusätzlichen Zölle der Einfuhr von Melasse im Zuckersektor

(in EUR)

KN-Code Repräsentativer Preis pro 100 kg
Eigengewicht des Erzeugnisses

Zusätzlicher Zoll pro 100 kg
Eigengewicht des Erzeugnisses

Bei der Einfuhr des Erzeugnisses
wegen der Aussetzung gemäß

Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr.
1422/95 anzuwendender Betrag (2)

pro 100 kg Eigengewicht

1703 10 00 (1) 8,21 — 0

1703 90 00 (1) 10,44 — 0

(1) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 785/68.
(2) Dieser Betrag ersetzt gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 den für diese Erzeugnisse festgesetzten Zollsatz des Gemein-

samen Zolltarifs.



VERORDNUNG (EG) Nr. 273/2003 DER KOMMISSION
vom 13. Februar 2003

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Weißzucker und Rohzucker in unverändertem
Zustand

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 5
Unterabsatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001
kann der Unterschied zwischen den Notierungen oder
Preisen auf dem Weltmarkt der in Artikel 1 Absatz 1
Buchstabe a) der angeführten Verordnung genannten
Erzeugnisse und den Preisen dieser Erzeugnisse in der
Gemeinschaft durch eine Erstattung bei der Ausfuhr
ausgeglichen werden.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 sind die
Erstattungen für den nicht denaturierten und in unver-
ändertem Zustand ausgeführten Weißzucker und
Rohzucker unter Berücksichtigung der Lage auf dem
Markt der Gemeinschaft und auf dem Weltzuckermarkt
und insbesondere der in Artikel 28 der angeführten
Verordnung genannten Preise und Kostenelemente fest-
zusetzen. Nach demselben Artikel sind zugleich die wirt-
schaftlichen Aspekte der beabsichtigten Ausfuhr zu
berücksichtigen.

(3) Für Rohzucker ist die Erstattung für die Standardqualität
festzusetzen. Diese ist in Anhang I Punkt 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1260/2001 festgelegt worden. Diese
Erstattung ist im Übrigen gemäß Artikel 28 Absatz 4 der
Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 festzusetzen. Kandis-
zucker wurde in der Verordnung (EG) Nr. 2135/95 der
Kommission vom 7. September 1995 mit Durchfüh-
rungsvorschriften für die Gewährung von Ausfuhrerstat-
tungen im Zuckersektor (3) definiert. Die so berechnete
Erstattung muss bei aromatisiertem oder gefärbtem
Zucker für dessen Saccharosegehalt gelten und somit für
1 v. H. dieses Gehalts festgesetzt werden.

(4) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können es notwendig
machen, die Erstattung für Zucker nach der Bestimmung
in unterschiedlicher Höhe festzusetzen.

(5) In besonderen Fällen kann der Erstattungsbetrag durch
Rechtsakte anderer Art festgesetzt werden.

(6) Die Erstattung wird alle zwei Wochen festgesetzt. Sie
kann zwischenzeitlich geändert werden.

(7) Die Anwendung dieser Regeln auf die gegenwärtige
Marktlage im Zuckersektor und insbesondere die Notie-
rungen und Preise für Zucker in der Gemeinschaft und
auf dem Weltmarkt führen dazu, die im Anhang angege-
benen Erstattungsbeträge festzusetzen.

(8) Die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 sieht keine
Verlängerung der Regelung über den Lagerkostenaus-
gleich nach dem 1. Juli 2001 vor. Dies sollte daher bei
der Festlegung der Erstattungen berücksichtigt werden,
die gewährt werden, wenn die Ausfuhr nach dem 30.
September 2001 erfolgt.

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr in unverändertem Zustand
der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 genannten und nicht denaturierten Erzeugnisse
werden wie im Anhang angegeben festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 14. Februar 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 13. Februar 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 13. Februar 2003 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Weiß-
zucker und Rohzucker in unverändertem Zustand

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der Erstattung

1701 11 90 9100 A00 EUR/100 kg 38,85 (1)

1701 11 90 9910 A00 EUR/100 kg 39,15 (1)

1701 12 90 9100 A00 EUR/100 kg 38,85 (1)

1701 12 90 9910 A00 EUR/100 kg 39,15 (1)

1701 91 00 9000 A00 in EUR/1 % Saccharose × 100 kg
Reingewicht

0,4223

1701 99 10 9100 A00 EUR/100 kg 42,23

1701 99 10 9910 A00 EUR/100 kg 42,56

1701 99 10 9950 A00 EUR/100 kg 42,56

1701 99 90 9100 A00 in EUR/1 % Saccharose × 100 kg
Reingewicht

0,4223

(1) Dieser Betrag für Rohzucker mit einem Rendementwert von 92 v. H. Wenn der Rendementwert des ausgeführten Rohzuckers von 92
v. H. abweicht, wird der anwendbar Erstattungsbetrag gemäß den Bestimmungen von Artikel 28 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 des Rates errechnet.

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87
der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission
(ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6) festlegegt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 274/2003 DER KOMMISSION
vom 13. Februar 2003

zur Festsetzung des Höchstbetrags der Ausfuhrerstattung für Weißzucker für die im Rahmen der
Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1331/2002 durchgeführte 23.

Teilausschreibung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1331/2002 der
Kommission vom 23. Juli 2002 betreffend eine
Dauerausschreibung zu der Festsetzung von
Abschöpfungen und/oder Erstattungen bei der Ausfuhr
von Weißzucker für das Wirtschaftsjahr 2002/03 (3)
werden Teilausschreibungen für die Ausfuhr dieses
Zuckers durchgeführt.

(2) Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1331/2002 ist gegebenenfalls ein Höchstbetrag der
Ausfuhrerstattung für die betreffende Teilausschreibung,
insbesondere unter Berücksichtigung der Lage und der
voraussichtlichen Entwicklung des Zuckermarktes in der
Gemeinschaft sowie des Weltmarktes, festzusetzen.

(3) Nach Prüfung der Angebote sind für die 23. Teilaus-
schreibung die in Artikel 1 genannten Bestimmungen
festzulegen.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1331/2002 durchge-
führte 23. Teilausschreibung für Weißzucker wird eine
Ausfuhrerstattung von höchstens 45,969 EUR/100 kg festge-
setzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 14. Februar 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 13. Februar 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 275/2003 DER KOMMISSION
vom 13. Februar 2003

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Milch und Milcherzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 509/2002 der Kommission (2), insbeson-
dere auf Artikel 31 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 31 der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999
kann der Unterschied zwischen den Preisen der in
Artikel 1 der genannten Verordnung aufgeführten
Erzeugnisse im internationalen Handel und den Preisen
dieser Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch eine Erstat-
tung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden, ohne dass die
Grenzen überschritten werden, die sich aus den gemäß
Artikel 300 des Vertrags geschlossenen Abkommen
ergeben.

(2) Nach der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 müssen die
Erstattungen für die in Artikel 1 derselben Verordnung
genannten Erzeugnisse, die in unverändertem Zustand
ausgeführt werden, unter Berücksichtigung folgender
Faktoren festgesetzt werden:

— der Lage und voraussichtlichen Entwicklung der
Preise für Milch und Milcherzeugnisse und der
verfügbaren Mengen auf dem Markt der Gemein-
schaft sowie der Preise für Milch und Milcherzeug-
nisse im internationalen Handel,

— der Vermarktungskosten und der günstigsten Kosten
für den Transport von Märkten der Gemeinschaft zu
den Ausfuhrhäfen oder sonstigen Ausfuhrorten der
Gemeinschaft sowie der Heranführungskosten zum
Bestimmungsland,

— der Ziele der gemeinsamen Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse, die diesen Märkten eine
ausgeglichene Lage und eine natürliche Entwicklung
bei den Preisen und dem Handel gewährleisten
sollen,

— der sich aus den gemäß Artikel 300 des Vertrags
geschlossenen Abkommen ergebenden
Beschränkungen,

— der Erfordernisse, Störungen auf dem Markt der
Gemeinschaft zu verhindern,

— des wirtschaftlichen Aspekts der beabsichtigten
Ausfuhren.

(3) Gemäß Artikel 31 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr.
1255/1999 werden die Preise in der Gemeinschaft unter
Berücksichtigung der im Hinblick auf die Ausfuhr

günstigsten tatsächlichen Preise ermittelt. Die Ermittlung
der Preise im internationalen Handel erfolgt insbesondere
unter Berücksichtigung

a) der tatsächlichen Preise auf den Märkten der dritten
Länder,

b) der günstigsten Einfuhrpreise in den dritten Bestim-
mungsländern bei der Einfuhr aus dritten Ländern,

c) der in den ausführenden dritten Ländern festgestellten
Erzeugerpreise, gegebenenfalls unter Berücksichtigung
der Subventionen, die von diesen Ländern gewährt
werden,

d) der Angebotspreise frei Grenze der Gemeinschaft.

(4) Gemäß Artikel 31 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1255/1999 können die Lage im internationalen Handel
oder die besonderen Erfordernisse bestimmter Märkte es
notwendig machen, die Erstattung für die in Artikel 1
derselben Verordnung genannten Erzeugnisse je nach
der Bestimmung oder dem Bestimmungsgebiet in unter-
schiedlicher Höhe festzusetzen.

(5) Artikel 31 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1255/
1999 sieht vor, dass die Liste der Erzeugnisse, für welche
eine Erstattung bei der Ausfuhr gewährt wird, und der
Betrag dieser Erstattung mindestens alle vier Wochen
neu festgesetzt werden. Der Erstattungsbetrag kann
jedoch während eines vier Wochen überschreitenden
Zeitraums unverändert beibehalten werden.

(6) Gemäß Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 174/1999
der Kommission vom 26. Januar 1999 mit besonderen
Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr.
804/68 des Rates im Hinblick auf die Ausfuhrlizenzen
und die Ausfuhrerstattungen im Sektor Milch und
Milcherzeugnisse (3), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 186/2003 (4), entspricht die Erstattung,
die für zugesetzte Saccharose enthaltende Milcherzeug-
nisse gewährt wird, der Summe aus zwei Teilbeträgen,
von denen der eine der Milcherzeugnismenge Rechnung
trägt und durch Multiplizieren des Grundbetrags mit
dem Gehalt des betreffenden Erzeugnisses an Milcher-
zeugnissen berechnet wird. Der zweite Teilbetrag trägt
der zugesetzten Saccharose Rechnung und wird
berechnet durch Multiplizieren des Gehalts des Gesamt-
erzeugnisses an Saccharose mit dem Grundbetrag der
Erstattung, die am Tag der Ausfuhr für die Erzeugnisse
gilt, die genannt sind in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d)
der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates vom 19.
Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (5), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/
2002 der Kommission (6). Der letztere Teilbetrag wird
jedoch nur berücksichtigt, wenn die zugesetzte Saccha-
rose aus in der Gemeinschaft geernteten Zuckerrüben
oder aus in der Gemeinschaft geernteten Zuckerrohr
hergestellt worden ist.
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(7) Die Verordnung (EWG) Nr. 896/84 der Kommission (1),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 222/
88 (2), sieht ergänzende Bestimmungen für die Gewäh-
rung der Erstattungen beim Wechsel des Wirtschafts-
jahres vor. Diese Bestimmungen betreffen die mögliche
unterschiedliche Festsetzung der Erstattungen nach
Maßgabe des Herstellungsdatums der Erzeugnisse.

(8) Zur Berechnung der Erstattung für die
Schmelzkäsesorten ist vorzusehen, dass, wenn Kasein
und/oder Kaseinat zugefügt sind, die betreffende Menge
unberücksichtigt bleibt.

(9) Die Anwendung dieser Modalitäten auf die derzeitige
Lage der Märkte für Milch und Milcherzeugnisse und
insbesondere auf die Preise dieser Erzeugnisse in der
Gemeinschaft und im internationalen Handel führt dazu,
die Erstattung für die Erzeugnisse auf die im Anhang
dieser Verordnung genannten Beträge festzusetzen.

(10) Der Verwaltungsausschuss für Milch und Milcherzeug-
nisse hat nicht innerhalb der ihm von seinem Vorsit-
zenden gesetzten Frist Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 31 der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999
genannten Ausfuhrerstattungen für ausgeführte Erzeugnisse in
unverändertem Zustand werden auf die im Anhang wiedergege-
benen Beträge festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 14. Februar 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 13. Februar 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ErstattungenErzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der

Erstattungen

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 13. Februar 2003 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Milch und
Milcherzeugnisse

0401 10 10 9000 970 EUR/100 kg 1,991
0401 10 90 9000 970 EUR/100 kg 1,991
0401 20 11 9100 970 EUR/100 kg 0,000
0401 20 11 9500 970 EUR/100 kg 3,076
0401 20 19 9100 970 EUR/100 kg 0,000
0401 20 19 9500 970 EUR/100 kg 3,076
0401 20 91 9000 970 EUR/100 kg 3,893
0401 20 99 9000 970 EUR/100 kg 0,000
0401 30 11 9400 970 EUR/100 kg 8,983
0401 30 11 9700 970 EUR/100 kg 13,49
0401 30 19 9700 970 EUR/100 kg 0,00
0401 30 31 9100 L06 EUR/100 kg 32,77
0401 30 31 9400 L06 EUR/100 kg 51,19
0401 30 31 9700 L06 EUR/100 kg 56,46
0401 30 39 9100 L06 EUR/100 kg 32,77
0401 30 39 9400 L06 EUR/100 kg 51,19
0401 30 39 9700 L06 EUR/100 kg 56,46
0401 30 91 9100 L06 EUR/100 kg 64,34
0401 30 91 9500 L06 EUR/100 kg 0,00
0401 30 99 9100 L06 EUR/100 kg 64,34
0401 30 99 9500 L06 EUR/100 kg 94,56
0402 10 11 9000 L06 EUR/100 kg 51,00
0402 10 19 9000 L06 EUR/100 kg 51,00
0402 10 91 9000 L06 EUR/kg 0,5100
0402 10 99 9000 L06 EUR/kg 0,5100
0402 21 11 9200 L06 EUR/100 kg 51,00
0402 21 11 9300 L06 EUR/100 kg 83,62
0402 21 11 9500 L06 EUR/100 kg 87,27
0402 21 11 9900 L06 EUR/100 kg 93,00
0402 21 17 9000 L06 EUR/100 kg 51,00
0402 21 19 9300 L06 EUR/100 kg 83,62
0402 21 19 9500 L06 EUR/100 kg 87,27
0402 21 19 9900 L06 EUR/100 kg 93,00
0402 21 91 9100 L06 EUR/100 kg 93,58
0402 21 91 9200 L06 EUR/100 kg 94,13
0402 21 91 9350 L06 EUR/100 kg 95,10
0402 21 91 9500 L06 EUR/100 kg 102,21
0402 21 99 9100 L06 EUR/100 kg 93,58
0402 21 99 9200 L06 EUR/100 kg 94,13
0402 21 99 9300 L06 EUR/100 kg 95,10
0402 21 99 9400 L06 EUR/100 kg 100,37
0402 21 99 9500 L06 EUR/100 kg 102,21
0402 21 99 9600 L06 EUR/100 kg 109,41
0402 21 99 9700 L06 EUR/100 kg 113,49
0402 21 99 9900 L06 EUR/100 kg 118,21
0402 29 15 9200 L06 EUR/kg 0,5100
0402 29 15 9300 L06 EUR/kg 0,8362
0402 29 15 9500 L06 EUR/kg 0,8727
0402 29 15 9900 L06 EUR/kg 0,9300
0402 29 19 9300 L06 EUR/kg 0,8362
0402 29 19 9500 L06 EUR/kg 0,8727
0402 29 19 9900 L06 EUR/kg 0,9300
0402 29 91 9000 L06 EUR/kg 0,9358
0402 29 99 9100 L06 EUR/kg 0,9358
0402 29 99 9500 L06 EUR/kg 1,0037
0402 91 11 9370 L06 EUR/100 kg 6,804
0402 91 19 9370 L06 EUR/100 kg 6,804
0402 91 31 9300 L06 EUR/100 kg 8,058

0402 91 39 9300 L06 EUR/100 kg 8,058
0402 91 99 9000 L06 EUR/100 kg 39,54
0402 99 11 9350 L06 EUR/kg 0,1734
0402 99 19 9350 L06 EUR/kg 0,1734
0402 99 31 9150 L06 EUR/kg 0,1816
0402 99 31 9300 L06 EUR/kg 0,2366
0402 99 31 9500 L06 EUR/kg 0,0000
0402 99 39 9150 L06 EUR/kg 0,1816
0403 90 11 9000 L06 EUR/100 kg 50,29
0403 90 13 9200 L06 EUR/100 kg 50,29
0403 90 13 9300 L06 EUR/100 kg 82,87
0403 90 13 9500 L06 EUR/100 kg 86,49
0403 90 13 9900 L06 EUR/100 kg 92,17
0403 90 19 9000 L06 EUR/100 kg 92,74
0403 90 33 9400 L06 EUR/kg 0,8287
0403 90 33 9900 L06 EUR/kg 0,9217
0403 90 51 9100 970 EUR/100 kg 1,991
0403 90 59 9170 970 EUR/100 kg 13,49
0403 90 59 9310 L06 EUR/100 kg 32,77
0403 90 59 9340 L06 EUR/100 kg 47,95
0403 90 59 9370 L06 EUR/100 kg 47,95
0403 90 59 9510 L06 EUR/100 kg 47,95
0404 90 21 9120 L06 EUR/100 kg 43,50
0404 90 21 9160 L06 EUR/100 kg 51,00
0404 90 23 9120 L06 EUR/100 kg 51,00
0404 90 23 9130 L06 EUR/100 kg 83,62
0404 90 23 9140 L06 EUR/100 kg 87,27
0404 90 23 9150 L06 EUR/100 kg 93,00
0404 90 29 9110 L06 EUR/100 kg 93,58
0404 90 29 9115 L06 EUR/100 kg 94,13
0404 90 29 9125 L06 EUR/100 kg 95,10
0404 90 29 9140 L06 EUR/100 kg 102,21
0404 90 81 9100 L06 EUR/kg 0,5100
0404 90 83 9110 L06 EUR/kg 0,5100
0404 90 83 9130 L06 EUR/kg 0,8362
0404 90 83 9150 L06 EUR/kg 0,8727
0404 90 83 9170 L06 EUR/kg 0,9300
0404 90 83 9936 L06 EUR/kg 0,1734
0405 10 11 9500 L05 EUR/100 kg 180,49
0405 10 11 9700 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 19 9500 L05 EUR/100 kg 180,49
0405 10 19 9700 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 30 9100 L05 EUR/100 kg 180,49
0405 10 30 9300 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 30 9700 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 50 9300 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 50 9500 L05 EUR/100 kg 180,49
0405 10 50 9700 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 90 9000 L05 EUR/100 kg 191,78
0405 20 90 9500 L05 EUR/100 kg 169,22
0405 20 90 9700 L05 EUR/100 kg 175,98
0405 90 10 9000 L05 EUR/100 kg 235,07
0405 90 90 9000 L05 EUR/100 kg 185,00
0406 10 20 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 10 20 9230 400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 39,41
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 39,41
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ErstattungenErzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der

Erstattungen

0406 10 20 9290 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 36,66
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 36,66

0406 10 20 9300 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 16,09
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 16,09

0406 10 20 9610 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 53,46
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 53,46

0406 10 20 9620 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 54,22
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 54,22

0406 10 20 9630 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 60,52
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 60,52

0406 10 20 9640 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 88,94
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 88,94

0406 10 20 9650 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 74,11
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 74,11

0406 10 20 9660 A00 EUR/100 kg —
0406 10 20 9830 400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 27,49
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 27,49

0406 10 20 9850 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 33,33
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 33,33

0406 10 20 9870 A00 EUR/100 kg —
0406 10 20 9900 A00 EUR/100 kg —
0406 20 90 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 20 90 9913 400 EUR/100 kg 17,96

A01 EUR/100 kg 61,46
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 61,46

0406 20 90 9915 400 EUR/100 kg 23,93
A01 EUR/100 kg 81,13
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 81,13

0406 20 90 9917 400 EUR/100 kg 25,44
A01 EUR/100 kg 86,20
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 86,20

0406 20 90 9919 400 EUR/100 kg 28,38
A01 EUR/100 kg 96,33
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 96,33

0406 20 90 9990 A00 EUR/100 kg —
0406 30 31 9710 400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 15,17
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 8,10

0406 30 31 9730 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 22,26
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 11,87

0406 30 31 9910 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 15,17
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 8,10

0406 30 31 9930 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 22,26
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 11,87

0406 30 31 9950 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 32,38
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 17,26

0406 30 39 9500 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 22,26
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 11,87

0406 30 39 9700 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 32,38
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 17,26

0406 30 39 9930 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 32,38
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 17,26

0406 30 39 9950 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 36,60
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 19,53

0406 30 90 9000 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 38,40
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 20,48

0406 40 50 9000 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 94,14
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 94,14

0406 40 90 9000 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 96,66
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 96,66

0406 90 13 9000 400 EUR/100 kg 34,20
A01 EUR/100 kg 121,71
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 106,29

0406 90 15 9100 400 EUR/100 kg 35,25
A01 EUR/100 kg 125,77
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 109,84

0406 90 17 9100 400 EUR/100 kg 35,25
A01 EUR/100 kg 125,77
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 109,84

0406 90 21 9900 400 EUR/100 kg 25,29
A01 EUR/100 kg 122,94
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 107,63

0406 90 23 9900 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 108,69
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 94,51

0406 90 25 9900 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 107,52
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 93,89
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0406 90 27 9900 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 97,38
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 85,04

0406 90 31 9119 400 EUR/100 kg 14,50
A01 EUR/100 kg 89,64
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 78,15

0406 90 33 9119 400 EUR/100 kg 14,50
A01 EUR/100 kg 89,64
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 78,15

0406 90 33 9919 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 82,21
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 71,43

0406 90 33 9951 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 82,27
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 72,14

0406 90 35 9190 400 EUR/100 kg 34,88
A01 EUR/100 kg 127,15
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 110,56

0406 90 35 9990 400 EUR/100 kg 22,80
A01 EUR/100 kg 127,15
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 110,56

0406 90 37 9000 400 EUR/100 kg 34,20
A01 EUR/100 kg 121,71
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 106,29

0406 90 61 9000 400 EUR/100 kg 32,46
A01 EUR/100 kg 135,59
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 117,14

0406 90 63 9100 400 EUR/100 kg 36,31
A01 EUR/100 kg 134,46
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 116,53

0406 90 63 9900 400 EUR/100 kg 27,77
A01 EUR/100 kg 129,88
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 112,03

0406 90 69 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 69 9910 400 EUR/100 kg 27,77

A01 EUR/100 kg 129,88
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 112,03

0406 90 73 9900 400 EUR/100 kg 29,89
A01 EUR/100 kg 111,82
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,56

0406 90 75 9900 400 EUR/100 kg 12,61
A01 EUR/100 kg 113,03
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 98,22

0406 90 76 9300 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 101,43
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 88,57

0406 90 76 9400 400 EUR/100 kg 13,13
A01 EUR/100 kg 113,61
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 99,20

0406 90 76 9500 400 EUR/100 kg 13,13

A01 EUR/100 kg 107,15
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 94,38

0406 90 78 9100 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 106,96
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 91,53

0406 90 78 9300 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 110,84
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,04

0406 90 78 9500 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 109,15
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 96,13

0406 90 79 9900 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 90,23
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 78,47

0406 90 81 9900 400 EUR/100 kg 27,02
A01 EUR/100 kg 113,61
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 99,20

0406 90 85 9930 400 EUR/100 kg 33,67
A01 EUR/100 kg 123,32
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 107,14

0406 90 85 9970 400 EUR/100 kg 29,46
A01 EUR/100 kg 113,03
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 98,22

0406 90 85 9999 A00 EUR/100 kg —
0406 90 86 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 86 9200 400 EUR/100 kg 17,68

A01 EUR/100 kg 106,94
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 90,13

0406 90 86 9300 400 EUR/100 kg 19,38
A01 EUR/100 kg 108,06
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 91,43

0406 90 86 9400 400 EUR/100 kg 21,93
A01 EUR/100 kg 113,61
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,13

0406 90 86 9900 400 EUR/100 kg 25,67
A01 EUR/100 kg 123,32
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 107,14

0406 90 87 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 87 9200 400 EUR/100 kg 15,81

A01 EUR/100 kg 89,10
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 75,11

0406 90 87 9300 400 EUR/100 kg 17,85
A01 EUR/100 kg 99,25
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 83,95

0406 90 87 9400 400 EUR/100 kg 19,55
A01 EUR/100 kg 100,75
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 86,15

0406 90 87 9951 400 EUR/100 kg 27,03
A01 EUR/100 kg 111,58
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,43
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0406 90 87 9971 400 EUR/100 kg 21,93
A01 EUR/100 kg 111,58
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,43

0406 90 87 9972 400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 47,73
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 41,51

0406 90 87 9973 400 EUR/100 kg 15,39
A01 EUR/100 kg 109,55
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 95,66

0406 90 87 9974 400 EUR/100 kg 15,39
A01 EUR/100 kg 118,38

L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 103,82

0406 90 87 9975 400 EUR/100 kg 20,40
A01 EUR/100 kg 119,70
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 105,90

0406 90 87 9979 400 EUR/100 kg 15,39
A01 EUR/100 kg 108,69
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 94,51

0406 90 88 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 88 9300 400 EUR/100 kg 19,38

A01 EUR/100 kg 87,34
L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 74,16

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 1779/2002 der Kommission (ABl. L 269 vom 5.10.2002,
S. 6) festgelegt.

Die übrigen Bestimmungsländer/-gebiete sind wie folgt definiert:
L03 Ceuta, Melilla, Island, Norwegen, Schweiz, Liechtenstein, Andorra, Gibraltar, Vatikanstadt, Malta, Türkei, Estland, Lettland, Litauen, Polen,

Tschechische Republik, Slowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Kanada, Zypern, Australien und Neuseeland.
L04 Albanien, Slowenien, Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Serbien und Montenegro und die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien,
L05 alle Bestimmungen mit Ausnahme von Polen, Estland, Lettland, Litauen, Ungarn und den Vereinigten Staaten von Amerika.
L06 alle Bestimmungen mit Ausnahme von Estland, Lettland, Litauen, Ungarn und den Vereinigten Staaten von Amerika.
Der Code „970“ umfasst die Ausfuhren gemäß Artikel 36 Absatz 1 Buchstaben a) und c) und Artikel 44 Absatz 1 Buchstaben a) und b) der
Verordnung (EG) Nr. 800/1999 der Komission (ABl. L 102 vom 17.4.1999, S. 11) sowie Ausfuhren aufgrund von Verträgen mit Streitkräften, die
auf dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats stationiert sind, aber nicht dessen Flagge führen.



VERORDNUNG (EG) Nr. 276/2003 DER KOMMISSION
vom 13. Februar 2003

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Reis und Bruchreis sowie zur Aussetzung der
Erteilung von Ausfuhrlizenzen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
411/2002 der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 13
Absatz 3 zweiter Unterabsatz und Artikel 13 Absatz 15,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 bestimmt,
dass der Unterschied zwischen den Notierungen oder
den Preisen auf dem Weltmarkt für die in Artikel 1
dieser Verordnung genannten Erzeugnisse und den
Preisen für diese Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch
eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden
kann.

(2) Gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 müssen die Erstattungen festgesetzt werden
unter Berücksichtigung der Lage und der voraussichtli-
chen Entwicklung der Verfügbarkeit von Reis und
Bruchreis und deren Preisen in der Gemeinschaft einer-
seits und der Preise für Reis und Bruchreis auf dem Welt-
markt andererseits. Nach dem gleichen Text ist es eben-
falls wichtig, auf den Reismärkten eine ausgeglichene
Lage und eine natürliche Entwicklung hinsichtlich der
Preise und der Handelsströme sicherzustellen. Ferner ist
es wichtig, dem wirtschaftlichen Gesichtspunkt der künf-
tigen Ausfuhren, dem Interesse an der Vermeidung von
Marktstörungen in der Gemeinschaft sowie den
Beschränkungen aufgrund der gemäß Artikel 300 des
Vertrags geschlossenen Übereinkommen Rechnung zu
tragen.

(3) Die Verordnung (EWG) Nr. 1361/76 der Kommission (3)
hat die Höchstmenge Bruchreis festgelegt, die der Reis
enthalten darf, für den die Erstattung bei der Ausfuhr
festgesetzt wird, und hat den Prozentsatz der Verminde-
rung bestimmt, der auf die Erstattung angewandt wird,
wenn der im ausgeführten Reis enthaltene Anteil
Bruchreis diese Höchstmenge übersteigt.

(4) Da nach einigen Bestimmungen 3 809 t Reis aufgeführt
werden könnten, sollte das Verfahren nach Artikel 7
Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1162/95 der
Kommission (4), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2305/2002 (5), angewandt werden. Bei der Fest-
setzung der Erstattungen ist dem Rechnung zu tragen.

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 hat in Artikel 13
Absatz 5 die besonderen Kriterien festgesetzt, die bei der
Berechnung der Erstattungen bei der Ausfuhr von Reis
und Bruchreis zu berücksichtigen sind.

(6) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können die Unterteilung der
Erstattung für gewisse Erzeugnisse gemäß ihrer Bestim-
mung notwendig machen.

(7) Zur Berücksichtigung der auf einigen Märkten beste-
henden Nachfrage nach verpacktem Langkornreis ist die
Festsetzung einer besonderen Erstattung für das betref-
fende Erzeugnis vorzusehen.

(8) Die Erstattung muss mindestens einmal im Monat festge-
setzt werden; sie kann innerhalb dieses Zeitraums abge-
ändert werden.

(9) Die Anwendung dieser Modalitäten auf die gegenwärtige
Lage des Reismarkts und insbesondere auf die Notie-
rungen oder Preise von Reis und Bruchreis in der
Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt führt zu einer
Festsetzung der Erstattung in Höhe der im Anhang zu
dieser Verordnung genannten Beträge.

(10) Im Rahmen der Verwaltung der sich aus den WHO-
Verpflichtungen der Gemeinschaft ergebenden mengen-
mäßigen Beschränkungen sollte die Erteilung von
Ausfuhrlizenzen mit Erstattung ausgesetzt werden.

(11) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Ausfuhrerstattungen für die in Artikel 1, ausgenommen die
in Absatz 1 unter Buchstabe c), der Verordnung (EG) Nr. 3072/
95 genannten Erzeugnisse im ursprünglichen Zustand werden
wie im Anhang angegeben festgesetzt.

Artikel 2

Die Erteilung von Ausfuhrlizenzen mit Vorausfestsetzung der
Erstattung für die im Anhang genannten Erzeugnisse wird, die
im Anhang vorgesehenen 3 809 t ausgenommen, ausgesetzt.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am 14. Februar 2003 in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 13. Februar 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungs-
betrag (1)Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungs-

betrag (1)

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 13. Februar 2003 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Reis und
Bruchreis sowie zur Aussetzung der Erteilung von Ausfuhrlizenzen

1006 20 11 9000 R01 EUR/t 111
1006 20 13 9000 R01 EUR/t 111
1006 20 15 9000 R01 EUR/t 111
1006 20 17 9000 — EUR/t —
1006 20 92 9000 R01 EUR/t 111
1006 20 94 9000 R01 EUR/t 111
1006 20 96 9000 R01 EUR/t 111
1006 20 98 9000 — EUR/t —
1006 30 21 9000 R01 EUR/t 111
1006 30 23 9000 R01 EUR/t 111
1006 30 25 9000 R01 EUR/t 111
1006 30 27 9000 — EUR/t —
1006 30 42 9000 R01 EUR/t 111
1006 30 44 9000 R01 EUR/t 111
1006 30 46 9000 R01 EUR/t 111
1006 30 48 9000 — EUR/t —
1006 30 61 9100 R01 EUR/t 139

R02 EUR/t 145
R03 EUR/t 150

064 und 066 EUR/t 165
A97 EUR/t 145

021 und 023 EUR/t 145
1006 30 61 9900 R01 EUR/t 139

A97 EUR/t 145
064 und 066 EUR/t 165

1006 30 63 9100 R01 EUR/t 139
R02 EUR/t 145
R03 EUR/t 150

064 und 066 EUR/t 165
A97 EUR/t 145

021 und 023 EUR/t 145
1006 30 63 9900 R01 EUR/t 139

064 und 066 EUR/t 165
A97 EUR/t 145

1006 30 65 9100 R01 EUR/t 139
R02 EUR/t 145
R03 EUR/t 150

064 und 066 EUR/t 165
A97 EUR/t 145

021 und 023 EUR/t 145
1006 30 65 9900 R01 EUR/t 139

064 und 066 EUR/t 165
A97 EUR/t 145

1006 30 67 9100 021 und 023 EUR/t 145
064 und 066 EUR/t 165

1006 30 67 9900 064 und 066 EUR/t 165
1006 30 92 9100 R01 EUR/t 139

R02 EUR/t 145
R03 EUR/t 150

064 und 066 EUR/t 165
A97 EUR/t 145

021 und 023 EUR/t 145
1006 30 92 9900 R01 EUR/t 139

A97 EUR/t 145
064 und 066 EUR/t 165

1006 30 94 9100 R01 EUR/t 139
R02 EUR/t 145
R03 EUR/t 150

064 und 066 EUR/t 165
A97 EUR/t 145

021 und 023 EUR/t 145
1006 30 94 9900 R01 EUR/t 139

A97 EUR/t 145
064 und 066 EUR/t 165

1006 30 96 9100 R01 EUR/t 139
R02 EUR/t 145
R03 EUR/t 150

064 und 066 EUR/t 165
A97 EUR/t 145

021 und 023 EUR/t 145
1006 30 96 9900 R01 EUR/t 139

A97 EUR/t 145
064 und 066 EUR/t 165

1006 30 98 9100 021 und 023 EUR/t 145
1006 30 98 9900 — EUR/t —
1006 40 00 9000 — EUR/t —

(1) Das Verfahren gemäß Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1162/95 findet Anwendung auf die im Rahmen dieser Verordnung beantragten Mengen gemäß ihrer
Bestimmung:
R01: 1 000 t,
R02 und R03 insgesamt: 1 000 t,
021 und 023: 533 t,
064 und 066: 1 000 t,
A97: 276 t.

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 1779/2002 der Kommission (ABl. L 269 vom 5.10.2002, S. 6)
festgelegt.

Die übrigen Bestimmungsländer/-gebiete sind wie folgt definiert:
R01 Schweiz, Liechtenstein, Gebiete der Gemeinden Livigno und Campione d'Italia.
R02 Marokko, Algerien, Tunesien, Malta, Ägypten, Israel, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, die Arabische Republik Syrien, die

Ex-Spanische Sahara, Zypern, Jordanien, Irak, die Islamische Republik Iran, Jemen, Kuwait, die Vereinigten Arabischen Emirate, Oman,
Bahrain, Katar, Saudi-Arabien, Eritrea, Westjordanland/Gazastreifen, Estland, Lettland, Litauen, Polen, die Tschechische Republik, Slowenien,
Slowakei, Norwegen, die Färöer, Island, die Russische Föderation, Belarus, Bosnien und Herzegowina, Kroatien, Serbien und Montenegro, die
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Albanien, Bulgarien, Georgien, Armenien, Aserbaidschan, die Republik Moldau, Ukraine,
Kasachstan, Turkmenistan, Usbekistan, Tadschikistan, Kirgisistan.

R03 Kolumbien, Ecuador, Peru, Bolivien, Chile, Argentinien, Uruguay, Paraguay, Brasilien, Venezuela, Kanada, Mexiko, Guatemala, Honduras, El
Salvador, Nicaragua, Costa Rica, Panama, Kuba, Bermuda, Südafrika, Australien, Neuseeland, Hongkong SAR, Singapur, A40 mit Ausnahme
von den Niederländischen Antillen, Aruba und den Turks- und Caicas-Inseln, A11 mit Ausnahme von Suriname, Guyana und Madagaskar.



VERORDNUNG (EG) Nr. 277/2003 DER KOMMISSION
vom 13. Februar 2003

zur Festsetzung der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichtigung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Aufgrund von Artikel 13 Absatz 8 der Verordnung
(EWG) Nr. 1766/92 wird bei der Ausfuhr von Getreide
aufgrund eines bei Beantragung der Ausfuhrlizenz zu
stellenden Antrags der Erstattungsbetrag, der am Tage
der Vorlage des Antrags auf Erteilung einer Ausfuhrli-
zenz gilt, auf ein Ausfuhrgeschäft angewandt, das
während der Gültigkeitsdauer dieser Ausfuhrlizenz
durchgeführt werden soll. In diesem Fall kann der Erstat-
tungsbetrag berichtigt werden.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommis-
sion vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestim-
mungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
hinsichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstattungen
und zur Festlegung der bei Störungen im Getreidesektor
zu treffenden Maßnahmen (3), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1163/2002 (4), geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1324/2002 (5), kann für die in
Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung (EWG)
Nr. 1766/92 genannten Erzeugnisse ein Berichtigungsbe-
trag festgesetzt werden. Dieser Berichtigungsbetrag muss

unter Berücksichtigung der in Artikel 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1501/95 aufgeführten Faktoren berechnet
werden.

(3) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können die Differenzierung
der Berichtigung gemäß ihrer Bestimmung erforderlich
machen.

(4) Die Berichtigung muss gleichzeitig mit der Erstattung
und nach dem gleichen Verfahren festgesetzt werden; sie
kann zwischenzeitlich abgeändert werden.

(5) Aus den vorgenannten Bestimmungen ergibt sich, dass
der Berichtigungsbetrag entsprechend dem Anhang
dieser Verordnung festgesetzt werden muss.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Betrag, um den die im voraus festgesetzten Erstattungen
bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a), b)
und c) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 genannten Erzeug-
nisse mit Ausnahme von Malz zu berichtigen sind, ist im
Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 14. Februar 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 13. Februar 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 13. Februar 2003 zur Festsetzung der bei der Erstattung für Getreide
anzuwendenden Berichtigung

(EUR/t)

Erzeugniscode Bestimmung
Laufender
Monat

2

1. Term.

3

2. Term.

4

3. Term.

5

4. Term.

6

5. Term.

7

6. Term.

8

1001 10 00 9200 — — — — — — — —

1001 10 00 9400 — — — — — — — —

1001 90 91 9000 — — — — — — — —

1001 90 99 9000 A00 0 0 0 0 0 — —

1002 00 00 9000 C03 - 20,00 - 20,00 - 20,00 - 20,00 - 20,00 — —

A05 0 0 0 0 0 — —

1003 00 10 9000 — — — — — — — —

1003 00 90 9000 A00 0 0 0 0 0 — —

1004 00 00 9200 — — — — — — — —

1004 00 00 9400 A00 0 - 0,93 - 1,86 - 2,79 - 2,79 — —

1005 10 90 9000 — — — — — — — —

1005 90 00 9000 A00 0 0 0 0 0 — —

1007 00 90 9000 — — — — — — — —

1008 20 00 9000 — — — — — — — —

1101 00 11 9000 — — — — — — — —

1101 00 15 9100 A00 0 0 0 0 0 — —

1101 00 15 9130 A00 0 0 0 0 0 — —

1101 00 15 9150 A00 0 0 0 0 0 — —

1101 00 15 9170 A00 0 0 0 0 0 — —

1101 00 15 9180 A00 0 0 0 0 0 — —

1101 00 15 9190 — — — — — — — —

1101 00 90 9000 — — — — — — — —

1102 10 00 9500 A00 0 0 0 0 0 — —

1102 10 00 9700 A00 0 0 0 0 0 — —

1102 10 00 9900 — — — — — — — —

1103 11 10 9200 A00 0 0 0 0 0 — —

1103 11 10 9400 A00 0 0 0 0 0 — —

1103 11 10 9900 — — — — — — — —

1103 11 90 9200 A00 0 0 0 0 0 — —

1103 11 90 9800 — — — — — — — —

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001,
S. 6) festgelegt.

Die übrigen Bestimmungen sind wie folgt festgelegt:
C03 Schweiz, Liechtenstein, Polen, Tschechische Republik, Slowakische Republik, Norwegen, Färöer-Inseln, Island, Russland, Belarus, Bosnien

und Herzegowina, Kroatien, Slowenien, Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens (mit Ausnahme von Slowenien, Kroatien sowie Bosnien und
Herzegowina), Albanien, Rumänien, Bulgarien, Armenien, Georgien, Aserbaidschan, Moldawien, Ukraine, Kasachstan, Kirgisistan, Usbekistan,
Tadschikistan, Turkmenistan, Marokko, Algerien, Tunesien, Libyen, Ägypten, Malta, Zypern und Türkei.
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RICHTLINIE 2003/4/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 28. Januar 2003

über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richtlinie
90/313/EWG des Rates

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 175 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozia-
lausschusses (2),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (3),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (4),
aufgrund des vom Vermittlungsausschuss am 8. November
2002 gebilligten gemeinsamen Entwurfs,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der erweiterte Zugang der Öffentlichkeit zu umweltbe-
zogenen Informationen und die Verbreitung dieser Infor-
mationen tragen dazu bei, das Umweltbewusstsein zu
schärfen, einen freien Meinungsaustausch und eine wirk-
samere Teilnahme der Öffentlichkeit an Entscheidungs-
verfahren in Umweltfragen zu ermöglichen und letztend-
lich so den Umweltschutz zu verbessern.

(2) Die Richtlinie 90/313/EWG des Rates vom 7. Juni 1990
über den freien Zugang zu Informationen über die
Umwelt (5) hat durch die Einführung von Maßnahmen
zur Ausübung des Rechts auf Zugang der Öffentlichkeit
zu Umweltinformationen einen Wandlungsprozess
hinsichtlich der Art und Weise, in der Behörden mit
Offenheit und Transparenz umgehen, eingeleitet, der
ausgebaut und fortgesetzt werden sollte. Die vorliegende
Richtlinie erweitert den bisher aufgrund der Richtlinie
90/313/EWG gewährten Zugang.

(3) Nach Artikel 8 der genannten Richtlinie sind die
Mitgliedstaaten verpflichtet, der Kommission über ihre
Erfahrungen Bericht zu erstatten; auf dieser Grundlage
erstellt die Kommission einen Bericht an das Europäische
Parlament und den Rat und fügt ihm etwaige Vorschläge
zur Änderung der Richtlinie bei, die sie für zweckmäßig
hält.

(4) In dem Bericht gemäß Artikel 8 der genannten Richtlinie
werden konkrete Probleme bei der praktischen Anwen-
dung der Richtlinie genannt.

(5) Am 25. Juni 1998 unterzeichnete die Europäische
Gemeinschaft das Übereinkommen der UN-Wirtschafts-
kommission für Europa über den Zugang zu Informa-
tionen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungs-
verfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltange-
legenheiten („Übereinkommen von Aarhus“). Die Bestim-

mungen des Gemeinschaftsrechts müssen im Hinblick
auf den Abschluss des Übereinkommens durch die
Europäische Gemeinschaft mit dem Übereinkommen
übereinstimmen.

(6) Im Interesse größerer Transparenz ist es zweckmäßig,
die Richtlinie 90/313/EWG nicht zu ändern, sondern zu
ersetzen. Auf diese Weise wird den Betroffenen ein
einheitlicher, klarer und zusammenhängender Rechtstext
vorgelegt.

(7) Die Unterschiede der in den Mitgliedstaaten geltenden
Vorschriften über den Zugang zu umweltbezogenen
Informationen im Besitz der Behörden können in der
Gemeinschaft zu einer Ungleichheit hinsichtlich des
Zugangs zu solchen Informationen oder hinsichtlich der
Wettbewerbsbedingungen führen.

(8) Es muss gewährleistet werden, dass jede natürliche oder
juristische Person ohne Geltendmachung eines Interesses
ein Recht auf Zugang zu bei Behörden vorhandenen
oder für diese bereitgehaltenen Umweltinformationen
hat.

(9) Ferner ist es notwendig, dass Behörden Umweltinforma-
tionen insbesondere unter Verwendung von Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien so umfassend
wie möglich öffentlich zugänglich machen und
verbreiten. Die zukünftige Entwicklung dieser Technolo-
gien sollte bei der Berichterstattung über diese Richtlinie
und bei ihrer Überprüfung berücksichtigt werden.

(10) Die Bestimmung des Begriffs „Umweltinformationen“
sollte dahin gehend präzisiert werden, dass Informa-
tionen jeder Form zu folgenden Bereichen erfasst
werden: Zustand der Umwelt; Faktoren, Maßnahmen
oder Tätigkeiten, die Auswirkungen auf die Umwelt
haben oder haben können oder die dem Schutz der
Umwelt dienen; Kosten/Nutzen-Analysen und wirtschaft-
liche Analysen im Rahmen solcher Maßnahmen oder
Tätigkeiten; außerdem Informationen über den Zustand
der menschlichen Gesundheit und Sicherheit einschließ-
lich der Kontamination der Lebensmittelkette, Lebensbe-
dingungen der Menschen, Kulturstätten und Bauwerke,
soweit sie von einem der genannten Aspekte betroffen
sind oder betroffen sein können.

(11) Um dem in Artikel 6 des Vertrags festgelegten Grund-
satz, wonach die Erfordernisse des Umweltschutzes bei
der Festlegung und Durchführung der Gemeinschaftspo-
litiken und -maßnahmen einzubeziehen sind, Rechnung
zu tragen, sollte die Bestimmung des Begriffs „Behörden“
so erweitert werden, dass davon Regierungen und andere
Stellen der öffentlichen Verwaltung auf nationaler, regi-
onaler oder lokaler Ebene erfasst werden, unabhängig
davon, ob sie spezifische Zuständigkeiten für die Umwelt
wahrnehmen oder nicht. Die Begriffsbestimmung sollte
ebenfalls auf andere Personen oder Stellen ausgedehnt
werden, die im Rahmen des einzelstaatlichen Rechts
umweltbezogene Aufgaben der öffentlichen Verwaltung
erfüllen, sowie auf andere Personen oder Stellen, die
unter deren Aufsicht tätig sind und öffentliche
Zuständigkeiten im Umweltbereich haben oder entspre-
chende Aufgaben wahrnehmen.
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(12) Umweltinformationen, die materiell von anderen Stellen
für Behörden bereitgehalten werden, sollten ebenfalls in
den Geltungsbereich dieser Richtlinie fallen.

(13) Umweltinformationen sollten Antragstellern so rasch wie
möglich und innerhalb einer angemessenen Frist zugäng-
lich gemacht werden, wobei vom Antragsteller genannte
Fristen berücksichtigt werden sollten.

(14) Die Behörden sollten Umweltinformationen in der vom
Antragsteller gewünschten Form bzw. dem gewünschten
Format zugänglich machen, es sei denn, die Informa-
tionen sind bereits in einer anderen Form bzw. einem
anderen Format öffentlich zugänglich oder es erscheint
sinnvoll, sie in einer anderen Form bzw. einem anderen
Format zugänglich zu machen. Ferner sollten die
Behörden verpflichtet sein, sich in angemessener Weise
darum zu bemühen, dass bei ihnen vorhandene oder für
sie bereitgehaltene Umweltinformationen in unmittelbar
reproduzierbaren und mit elektronischen Mitteln
zugänglichen Formen bzw. Formaten vorliegen.

(15) Die Mitgliedstaaten sollten die praktischen Vorkehrungen
treffen, nach denen derartige Informationen wirksam
zugänglich gemacht werden. Diese Vorkehrungen stellen
sicher, dass die Information wirksam und leicht zugäng-
lich ist und für die Öffentlichkeit zunehmend durch
öffentliche Telekommunikationsnetze einschließlich
öffentlich zugänglicher Listen der Behörden und
Verzeichnisse oder Listen über bei Behörden vorhandene
oder für sie bereitgehaltene Umweltinformationen
zugänglich wird.

(16) Das Recht auf Information beinhaltet, dass die Bekannt-
gabe von Informationen die allgemeine Regel sein sollte
und dass Behörden befugt sein sollten, Anträge auf
Zugang zu Umweltinformationen in bestimmten, genau
festgelegten Fällen abzulehnen. Die Gründe für die
Verweigerung der Bekanntgabe sollten eng ausgelegt
werden, wobei das öffentliche Interesse an der Bekannt-
gabe gegen das Interesse an der Verweigerung der
Bekanntgabe abgewogen werden sollten. Die Gründe für
die Verweigerung von Informationen sind dem Antrag-
steller innerhalb der in dieser Richtlinie festgelegten Frist
mitzuteilen.

(17) Behörden sollten Umweltinformationen auszugsweise
zugänglich machen, sofern es möglich ist, unter die
Ausnahmebestimmungen fallende von anderen
gewünschten Informationen zu trennen.

(18) Die Behörden sollten für die Übermittlung von Umwelt-
informationen eine Gebühr erheben können, die jedoch
angemessen sein sollte. Dies beinhaltet, dass die Gebühr
grundsätzlich die tatsächlichen Kosten der Anfertigung
des betreffenden Materials nicht übersteigen darf. Fälle,
in denen eine Vorauszahlung verlangt wird, sollten
beschränkt werden. In besonderen Fällen, in denen die
Behörden Umweltinformationen zu kommerziellen
Zwecken zugänglich machen und in denen dies
notwendig ist, um die weitere Sammlung und Veröffent-
lichung solcher Informationen zu gewährleisten, wird
eine marktübliche Gebühr als angemessen angesehen; es
kann eine Vorauszahlung verlangt werden. Ein Gebüh-

renverzeichnis sollte zusammen mit Informationen über
die Umstände, unter denen eine Gebühr erhoben oder
erlassen werden kann, veröffentlicht und den Antragstel-
lern zugänglich gemacht werden.

(19) Antragsteller sollten die Handlungen oder Unterlas-
sungen von Behörden in Bezug auf einen Antrag auf
dem Verwaltungs- oder Rechtsweg anfechten können.

(20) Behörden sollten sich darum bemühen sicherzustellen,
dass bei einer Zusammenstellung von Umweltinforma-
tionen durch sie oder für sie die Informationen verständ-
lich, exakt und vergleichbar sind. Da dies ein wichtiger
Faktor für die Bewertung der Qualität der bereitgestellten
Information ist, sollte das zur Erhebung der Informa-
tionen angewandte Verfahren ebenfalls auf Antrag offen
gelegt werden.

(21) Um das allgemeine Umweltbewusstsein zu erhöhen und
den Umweltschutz zu verbessern, sollten die Behörden
für ihre Aufgaben relevante Umweltinformationen,
insbesondere — sofern verfügbar — unter Verwendung
von Computer-Telekommunikation und/oder elektroni-
scher Technologien, soweit angemessen zugänglich
machen und verbreiten.

(22) Diese Richtlinie sollte alle vier Jahre nach ihrem Inkraft-
treten vor dem Hintergrund der gewonnenen Erfah-
rungen und nach Vorlage der entsprechenden Berichte
der Mitgliedstaaten bewertet und auf dieser Grundlage
überarbeitet werden. Die Kommission sollte dem Europ-
äischen Parlament und dem Rat einen Bewertungsbericht
vorlegen.

(23) Da die Ziele dieser Richtlinie auf Ebene der Mitglied-
staaten nicht ausreichend erreicht werden können und
daher besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen sind,
kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5
des Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig
werden. Entsprechend dem Verhältnismäßigkeitsprinzip
nach demselben Artikel geht die Richtlinie nicht über
das für die Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß
hinaus.

(24) Die Bestimmungen dieser Richtlinie berühren nicht das
Recht der Mitgliedstaaten, Vorschriften beizubehalten
oder einzuführen, die der Öffentlichkeit einen breiteren
Zugang zu Informationen gestatten, als in dieser
Richtlinie vorgesehen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Ziele

Mit dieser Richtlinie werden folgende Ziele verfolgt:

a) die Gewährleistung des Rechts auf Zugang zu Umweltinfor-
mationen, die bei Behörden vorhanden sind oder für sie
bereitgehalten werden, und die Festlegung der grundle-
genden Voraussetzungen und praktischer Vorkehrungen für
die Ausübung dieses Rechts sowie
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b) die Sicherstellung, dass Umweltinformationen selbst-
verständlich zunehmend öffentlich zugänglich gemacht und
verbreitet werden, um eine möglichst umfassende und
systematische Verfügbarkeit und Verbreitung von Umweltin-
formationen in der Öffentlichkeit zu erreichen. Dafür wird
die Verwendung insbesondere von Computer-Telekommuni-
kation und/oder elektronischen Technologien gefördert,
soweit diese verfügbar sind.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck:

1. „Umweltinformationen“ sämtliche Informationen in schriftli-
cher, visueller, akustischer, elektronischer oder sonstiger
materieller Form über
a) den Zustand von Umweltbestandteilen wie Luft und

Atmosphäre, Wasser, Boden, Land, Landschaft und natür-
liche Lebensräume einschließlich Feuchtgebiete, Küsten-
und Meeresgebiete, die Artenvielfalt und ihre Bestand-
teile, einschließlich genetisch veränderter Organismen,
sowie die Wechselwirkungen zwischen diesen Bestand-
teilen,

b) Faktoren wie Stoffe, Energie, Lärm und Strahlung oder
Abfall einschließlich radioaktiven Abfalls, Emissionen,
Ableitungen oder sonstiges Freisetzen von Stoffen in die
Umwelt, die sich auf die unter Buchstabe a) genannten
Umweltbestandteile auswirken oder wahrscheinlich
auswirken,

c) Maßnahmen (einschließlich Verwaltungsmaßnahmen),
wie z. B. Politiken, Gesetze, Pläne und Programme,
Umweltvereinbarungen und Tätigkeiten, die sich auf die
unter den Buchstaben a) und b) genannten Umweltbe-
standteile und -faktoren auswirken oder wahrscheinlich
auswirken, sowie Maßnahmen oder Tätigkeiten zum
Schutz dieser Elemente,

d) Berichte über die Umsetzung des Umweltrechts,
e) Kosten/Nutzen-Analysen und sonstige wirtschaftliche

Analysen und Annahmen, die im Rahmen der unter
Buchstabe c) genannten Maßnahmen und Tätigkeiten
verwendet werden, und

f) den Zustand der menschlichen Gesundheit und Sicher-
heit gegebenenfalls einschließlich der Kontamination der
Lebensmittelkette, Bedingungen für menschliches Leben
sowie Kulturstätten und Bauwerke in dem Maße, in dem
sie vom Zustand der unter Buchstabe a) genannten
Umweltbestandteile oder — durch diese Bestandteile —
von den unter den Buchstaben b) und c) aufgeführten
Faktoren, Maßnahmen oder Tätigkeiten betroffen sind
oder sein können;

2. „Behörde“
a) die Regierung oder eine andere Stelle der öffentlichen

Verwaltung, einschließlich öffentlicher beratender
Gremien, auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene,

b) natürliche oder juristische Personen, die aufgrund inner-
staatlichen Rechts Aufgaben der öffentlichen Verwaltung,
einschließlich bestimmter Pflichten, Tätigkeiten oder
Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Umwelt,
wahrnehmen, und

c) natürliche oder juristische Personen, die unter der
Kontrolle einer unter Buchstabe a) genannten Stelle oder
einer unter Buchstabe b) genannten Person im Zusam-
menhang mit der Umwelt öffentliche Zuständigkeiten
haben, öffentliche Aufgaben wahrnehmen oder öffent-
liche Dienstleistungen erbringen.

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass diese Begriffsbe-
stimmung keine Gremien oder Einrichtungen umfasst,
soweit sie in gerichtlicher oder gesetzgebender Eigenschaft

handeln. Wenn ihre verfassungsmäßigen Bestimmungen
zum Zeitpunkt der Annahme dieser Richtlinie kein Überprü-
fungsverfahren im Sinne von Artikel 6 vorsehen, können
die Mitgliedstaaten diese Gremien oder Einrichtungen von
dieser Begriffsbestimmung ausnehmen;

3. „bei einer Behörde vorhandene Informationen“ Umweltinfor-
mationen, die sich in ihrem Besitz befinden und die von
dieser Behörde erstellt worden oder bei ihr eingegangen
sind;

4. „für eine Behörde bereitgehaltene Informationen“ Umweltin-
formationen, die materiell von einer natürlichenoder juristi-
schenPerson für eine Behörde bereitgehalten werden;

5. „Antragsteller“ eine natürliche oder juristische Person, die
Zugang zu Umweltinformationen beantragt;

6. „Öffentlichkeit“ eine oder mehrere natürliche oder juristische
Personen und, in Übereinstimmung mit den innerstaatlichen
Rechtsvorschriften oder der innerstaatlichen Praxis, deren
Vereinigungen, Organisationen oder Gruppen.

Artikel 3

Zugang zu Umweltinformationen auf Antrag

(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass Behörden gemäß
den Bestimmungen dieser Richtlinie verpflichtet sind, die bei
ihnen vorhandenen oder für sie bereitgehaltenen Umweltinfor-
mationen allen Antragstellern auf Antrag zugänglich zu
machen, ohne dass diese ein Interesse geltend zu machen brau-
chen.

(2) Umweltinformationen sind dem Antragsteller vorbehalt-
lich des Artikels 4 und unter Berücksichtigung etwaiger vom
Antragsteller angegebener Termine wie folgt zugänglich zu
machen:

a) so bald wie möglich, spätestens jedoch innerhalb eines
Monats nach Eingang des Antrags bei der Behörde nach
Absatz 1 oder

b) innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Antrags bei
der Behörde, falls die Information derart umfangreich und
komplex ist, dass die unter Buchstabe a) genannte einmona-
tige Frist nicht eingehalten werden kann. In diesem Fall ist
dem Antragsteller die Verlängerung der Frist unter Angabe
von Gründen so bald wie möglich, in jedem Fall jedoch vor
Ablauf der einmonatigen Frist, mitzuteilen.

(3) Ist ein Antrag zu allgemein formuliert, so fordert die
Behörde den Antragsteller so bald wie möglich, spätestens
jedoch innerhalb der in Absatz 2 Buchstabe a) vorgesehenen
Frist, auf, den Antrag zu präzisieren, und unterstützt ihn dabei,
indem sie ihn beispielsweise über die Nutzung der in Absatz 5
Buchstabe c) genannten öffentlichen Verzeichnisse unterrichtet.
Die Behörden können in Fällen, in denen ihnen dies ange-
messen erscheint, den Antrag gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buch-
stabe c) ablehnen.

(4) Falls ein Antragsteller eine Behörde ersucht, ihm
Umweltinformationen in einer bestimmten Form oder einem
bestimmten Format (beispielsweise als Kopie) zugänglich zu
machen, so entspricht die Behörde diesem Antrag, es sei denn,

a) die Informationen sind bereits in einer anderen, den Antrag-
stellern leicht zugänglichen Form bzw. einem anderen, den
Antragstellern leicht zugänglichen Format, insbesondere
gemäß Artikel 7, öffentlich verfügbar, oder

b) es ist für die Behörde angemessen, die Informationen in
einer anderen Form bzw. einem anderen Format zugänglich
zu machen; in diesem Fall sind die Gründe für die Wahl
dieser anderen Form bzw. dieses anderen Formats anzu-
geben.
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Zur Durchführung dieses Absatzes bemühen sich die Behörden
in angemessener Weise darum, dass die bei ihnen vorhandenen
oder für sie bereitgehaltenen Umweltinformationen in unmit-
telbar reproduzierbaren und über Computer-Telekommunikati-
onsnetze oder andere elektronische Mittel zugänglichen Formen
oder Formaten vorliegen.

Die Gründe, aus denen es abgelehnt wird, die Informationen
auszugsweise oder vollständig in der gewünschten Form oder
dem gewünschten Format zugänglich zu machen, sind dem
Antragsteller innerhalb der in Absatz 2 Buchstabe a) genannten
Frist mitzuteilen.

(5) Zur Durchführung dieses Artikels tragen die Mitglied-
staaten dafür Sorge, dass

a) Beamte verpflichtet werden, die Öffentlichkeit in dem
Bemühen um Zugang zu Informationen zu unterstützen,

b) Listen von Behörden öffentlich zugänglich sind und

c) die praktischen Vorkehrungen festgelegt werden, um sicher-
zustellen, dass das Recht auf Zugang zu Umweltinforma-
tionen wirksam ausgeübt werden kann, wie:

— Benennung von Auskunftsbeamten,

— Aufbau und Unterhaltung von Einrichtungen zur
Einsichtnahme in die gewünschten Informationen,

— Verzeichnisse oder Listen betreffend Umweltinforma-
tionen im Besitz von Behörden oder Informationsstellen
mit klaren Angaben, wo solche Informationen zu finden
sind.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Behörden die Öffent-
lichkeit angemessen über die ihr aus dieser Richtlinie erwach-
senden Rechte unterrichten und hierzu in angemessenem
Umfang Informationen, Orientierung und Beratung bieten.

Artikel 4

Ausnahmen

(1) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass ein Antrag
auf Zugang zu Umweltinformationen in folgenden Fällen abge-
lehnt wird:

a) Die gewünschte Information ist nicht bei der Behörde, an
die der Antrag gerichtet ist, vorhanden und wird auch nicht
für diese bereitgehalten. In diesem Fall leitet die Behörde,
falls ihr bekannt ist, dass die betreffende Information bei
einer anderen Behörde vorhanden ist oder für diese bereitge-
halten wird, den Antrag möglichst rasch an diese andere
Behörde weiter und setzt den Antragsteller hiervon in
Kenntnis oder informiert ihn darüber, bei welcher Behörde
er diese Informationen ihres Erachtens beantragen kann.

b) Der Antrag ist offensichtlich missbräuchlich.

c) Der Antrag ist unter Berücksichtigung von Artikel 3 Absatz
3 zu allgemein formuliert.

d) Der Antrag betrifft Material, das gerade vervollständigt wird,
oder noch nicht abgeschlossene Schriftstücke oder noch
nicht aufbereitete Daten.

e) Der Antrag betrifft interne Mitteilungen, wobei das öffent-
liche Interesse an einer Bekanntgabe dieser Informationen
zu berücksichtigen ist.

Wird die Ablehnung damit begründet, dass der Antrag Material
betrifft, das gerade vervollständigt wird, so benennt die Behörde
die Stelle, die das Material vorbereitet, sowie den voraussichtli-
chen Zeitpunkt der Fertigstellung.

(2) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass ein Antrag
auf Zugang zu Umweltinformationen abgelehnt wird, wenn die
Bekanntgabe negative Auswirkungen hätte auf:

a) die Vertraulichkeit der Beratungen von Behörden, sofern
eine derartige Vertraulichkeit gesetzlich vorgesehen ist;

b) internationale Beziehungen, die öffentliche Sicherheit oder
die Landesverteidigung;

c) laufende Gerichtsverfahren, die Möglichkeiten einer Person,
ein faires Verfahren zu erhalten, oder die Möglichkeiten
einer Behörde, Untersuchungen strafrechtlicher oder diszi-
plinarischer Art durchzuführen;

d) Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse, sofern diese durch
einzelstaatliches oder gemeinschaftliches Recht geschützt
sind, um berechtigte wirtschaftliche Interessen, einschließ-
lich des öffentlichen Interesses an der Wahrung der Geheim-
haltung von statistischen Daten und des Steuergeheimnisses,
zu schützen;

e) Rechte an geistigem Eigentum;

f) die Vertraulichkeit personenbezogener Daten und/oder
Akten über eine natürliche Person, sofern diese der Bekannt-
gabe dieser Informationen an die Öffentlichkeit nicht zuge-
stimmt hat und sofern eine derartige Vertraulichkeit nach
innerstaatlichem oder gemeinschaftlichem Recht vorgesehen
ist;

g) die Interessen oder den Schutz einer Person, die die bean-
tragte Information freiwillig zur Verfügung gestellt hat, ohne
dazu gesetzlich verpflichtet zu sein oder verpflichtet werden
zu können, es sei denn, dass diese Person der Herausgabe
der betreffenden Information zugestimmt hat;

h) den Schutz der Umweltbereiche, auf die sich die Informa-
tionen beziehen, wie z. B. die Aufenthaltsorte seltener Tier-
arten.

Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Ablehnungsgründe
sind eng auszulegen, wobei im Einzelfall das öffentliche Inter-
esse an der Bekanntgabe zu berücksichtigen ist. In jedem
Einzelfall wird das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe
gegen das Interesse an der Verweigerung der Bekanntgabe abge-
wogen. Die Mitgliedstaaten dürfen aufgrund des Absatzes 2
Buchstaben a), d), f), g) und h) nicht vorsehen, dass ein Antrag
abgelehnt werden kann, wenn er sich auf Informationen über
Emissionen in die Umwelt bezieht.

Die Mitgliedstaaten stellen in diesem Rahmen und für die
Anwendung der Bestimmung des Buchstaben f) sicher, dass die
Anforderungen der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten und zum freien Datenverkehr (1) eingehalten werden.

(3) Sieht ein Mitgliedstaat Ausnahmen vor, so kann er einen
öffentlich zugänglichen Kriterienkatalog erarbeiten, anhand
dessen die betreffende Behörde über die Behandlung eines
Antrags entscheiden kann.
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(4) Bei den Behörden vorhandene oder für diese bereitgehal-
tene Umweltinformationen, zu denen Zugang beantragt wurde,
sind auszugsweise zugänglich zu machen, sofern es möglich ist,
unter die Ausnahmebestimmungen von Absatz 1 Buchstaben
d) und e) oder Absatz 2 fallende Informationen von den
anderen beantragten Informationen zu trennen.

(5) Die Weigerung, beantragte Informationen auszugsweise
oder vollständig zugänglich zu machen, ist dem Antragsteller
in Schriftform oder auf elektronischem Wege, wenn der Antrag
selbst schriftlich gestellt wurde oder wenn der Antragsteller
darum ersucht hat, innerhalb der in Artikel 3 Absatz 2 Buch-
stabe a) oder gegebenenfalls Buchstabe b) genannten Frist
mitzuteilen. In der Mitteilung sind die Gründe für die Verweige-
rung der Information zu nennen, und der Antragsteller ist über
das Beschwerdeverfahren nach Artikel 6 zu unterrichten.

Artikel 5

Gebühren

(1) Der Zugang zu öffentlichen Verzeichnissen oder Listen,
die gemäß Artikel 3 Absatz 5 eingerichtet und geführt werden,
und die Einsichtnahme in die beantragten Informationen an
Ort und Stelle sind gebührenfrei.

(2) Die Behörden können für die Bereitstellung von Umwelt-
informationen eine Gebühr erheben, die jedoch eine angeme-
ssene Höhe nicht überschreiten darf.

(3) Sofern Gebühren erhoben werden, veröffentlichen die
Behörden ein entsprechendes Gebührenverzeichnis sowie Infor-
mationen über die Umstände, unter denen eine Gebühr
erhoben oder erlassen werden kann, und machen dies den
Antragstellern zugänglich.

Artikel 6

Zugang zu den Gerichten

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Antragsteller,
der der Ansicht ist, sein Antrag auf Zugang zu Informationen
sei von einer Behörde nicht beachtet, fälschlicherweise (ganz
oder teilweise) abgelehnt, unzulänglich beantwortet oder auf
andere Weise nicht in Übereinstimmung mit den Artikeln 3, 4
oder 5 bearbeitet worden, Zugang zu einem Verfahren hat, in
dessen Rahmen die Handlungen oder Unterlassungen der
betreffenden Behörde von dieser oder einer anderen Behörde
geprüft oder von einer auf gesetzlicher Grundlage geschaffenen
unabhängigen und unparteiischen Stelle auf dem Verwal-
tungsweg überprüft werden können. Dieses Verfahren muss
zügig verlaufen und darf keine oder nur geringe Kosten verur-
sachen.

(2) Ferner stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass der Antrag-
steller neben dem Überprüfungsverfahren nach Absatz 1 auch
Zugang zu einem Überprüfungsverfahren, in dessen Rahmen
die Handlungen oder Unterlassungen der Behörde überprüft
werden können, und zwar vor einem Gericht oder einer
anderen auf gesetzlicher Grundlage geschaffenen unabhängigen
und unparteiischen Stelle hat, deren Entscheidungen endgültig
sein können. Die Mitgliedstaaten können des Weiteren
vorsehen, dass Dritte, die durch die Offenlegung von Informa-
tionen belastet werden, ebenfalls Rechtsbehelfe einlegen
können.

(3) Nach Absatz 2 getroffene endgültige Entscheidungen
sind für die Behörde, die über die Informationen verfügt,
verbindlich. Die Entscheidung ist schriftlich zu begründen,
zumindest dann, wenn der Zugang zu Informationen nach
diesem Artikel abgelehnt wird.

Artikel 7

Verbreitung von Umweltinformationen

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Behörden die für ihre
Aufgaben relevanten und bei ihnen vorhandenen oder für sie
bereitgehaltenen Umweltinformationen aufbereiten, damit eine
aktive und systematische Verbreitung in der Öffentlichkeit
erfolgen kann, insbesondere unter Verwendung von Computer-
Telekommunikation und/oder elektronischen Technologien,
soweit diese verfügbar sind.

Die unter Verwendung von Computer-Telekommunikation
und/oder elektronischen Technologien zugänglich gemachten
Informationen müssen nicht Daten umfassen, die vor Inkraft-
treten dieser Richtlinie erhoben wurden, es sei denn, diese
Daten sind bereits in elektronischer Form vorhanden.

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass Umweltinformationen
zunehmend in elektronischen Datenbanken zugänglich
gemacht werden, die der Öffentlichkeit über öffentliche Tele-
kommunikationsnetze leicht zugänglich sind.

(2) Die Informationen, die zugänglich zu machen und zu
verbreiten sind, werden gegebenenfalls aktualisiert und
umfassen zumindest Folgendes:

a) den Wortlaut völkerrechtlicher Verträge, Übereinkünfte und
Vereinbarungen sowie gemeinschaftlicher, nationaler, regi-
onaler oder lokaler Rechtsvorschriften über die Umwelt oder
mit Bezug zur Umwelt;

b) Politiken, Pläne und Programme mit Bezug zur Umwelt;

c) Berichte über die Fortschritte bei der Umsetzung der unter
Buchstaben a) und b) genannten Punkte, sofern solche
Berichte von den Behörden in elektronischer Form ausgear-
beitet worden sind oder bereitgehalten werden;

d) Umweltzustandsberichte nach Absatz 3;

e) Daten oder Zusammenfassungen von Daten aus der
Überwachung von Tätigkeiten, die sich auf die Umwelt
auswirken oder wahrscheinlich auswirken;

f) Genehmigungen, die erhebliche Auswirkungen auf die
Umwelt haben, und Umweltvereinbarungen oder einen
Hinweis darauf, wo diese Informationen im Rahmen von
Artikel 3 beantragt oder gefunden werden können;

g) Umweltverträglichkeitsprüfungen und Risikobewertungen
betreffend die in Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a)
genannten Umweltbestandteile oder einen Hinweis darauf,
wo diese Informationen im Rahmen von Artikel 3 beantragt
oder gefunden werden können.

(3) Unbeschadet aller aus dem Gemeinschaftsrecht erwach-
senden spezifischen Pflichten zur Berichterstattung ergreifen die
Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzu-
stellen, dass in regelmäßigen Abständen von nicht mehr als vier
Jahren nationale und gegebenenfalls regionale bzw. lokale
Umweltzustandsberichte veröffentlicht werden; diese Berichte
müssen Informationen über die Umweltqualität sowie über
Umweltbelastungen enthalten.
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(4) Unbeschadet aller aus dem Gemeinschaftsrecht erwach-
senden spezifischen Verpflichtungen treffen die Mitgliedstaaten
die erforderlichen Vorkehrungen, um zu gewährleisten, dass
Behörden im Fall einer unmittelbaren Bedrohung der menschli-
chen Gesundheit oder der Umwelt unabhängig davon, ob diese
Folge menschlicher Tätigkeit ist oder eine natürliche Ursache
hat, sämtliche ihnen vorliegenden oder für sie bereitgehaltenen
Informationen unmittelbar und unverzüglich verbreiten, die es
der eventuell betroffenen Öffentlichkeit ermöglichen könnten,
Maßnahmen zur Abwendung oder Begrenzung von Schäden
infolge dieser Bedrohung zu ergreifen.

(5) Für die Verpflichtungen nach diesem Artikel können die
Ausnahmen gemäß Artikel 4 Absätze 1 und 2 Anwendung
finden.

(6) Die Mitgliedstaaten können die Anforderungen dieses
Artikels erfüllen, indem sie Verknüpfungen zu Internet-Seiten
einrichten, auf denen die Informationen zu finden sind.

Artikel 8

Qualität von Umweltinformationen

(1) Soweit möglich, gewährleisten die Mitgliedstaaten, dass
alle Informationen, die von ihnen oder für sie zusammengestellt
werden, aktuell, exakt und vergleichbar sind.

(2) Auf Antrag beantworten die Behörden Anträge auf Infor-
mationen nach Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe b), indem sie
dem Antragsteller mitteilen, wo — sofern verfügbar — Infor-
mationen über die zur Erhebung der Informationen ange-
wandten Messverfahren, einschließlich der Verfahren zur
Analyse, Probenahme und Vorbehandlung der Proben,
gefunden werden können, oder indem sie auf ein angewandtes
standardisiertes Verfahren hinweisen.

Artikel 9

Überprüfungsverfahren

(1) Die Mitgliedstaaten erstatten bis zum 14. Februar 2009
Bericht über die bei der Anwendung der Richtlinie gewonnenen
Erfahrungen.

Sie übermitteln der Kommission ihren Bericht bis zum 14.
August 2009

Spätestens am 14. Februar 2004 übermittelt die Kommission
den Mitgliedstaaten ein Dokument, in dem sie den Mitglied-
staaten klare Vorgaben für deren Berichterstattung macht.

(2) Auf der Grundlage der Erfahrungen und unter Berücks-
ichtigung der Entwicklungen im Bereich der Computer-Tele-
kommunikation und/oder der elektronischen Technologien

erstellt die Kommission einen Bericht an das Europäische Parla-
ment und den Rat und fügt ihm etwaige Änderungsvorschläge
bei.

Artikel 10

Umsetzung

Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie bis
zum 14. Februar 2005 nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

Artikel 11

Aufhebung

Die Richtlinie 90/313/EWG wird zum 14. Februar 2005 aufge-
hoben.

Bezugnahmen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Bezu-
gnahmen auf die vorliegende Richtlinie und sind nach Maßgabe
der Entsprechungstabelle im Anhang zu lesen.

Artikel 12

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 13

Adressaten

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 28. Januar 2003.

Im Namen des Europäischen
Parlaments
Der Präsident

P. COX

Im Namen des Rates
Der Präsident

G. PAPANDREOU
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ANHANG

ENTSPRECHUNGSTABELLE

Richtlinie 90/313/EWG Vorliegende Richtlinie

Artikel 1 Artikel 1 Buchstabe a)

Artikel 1 Buchstabe b)

Artikel 2 Buchstabe a) Artikel 2 Nummer 1

Artikel 2 Buchstabe b) Artikel 2 Nummer 2

— Artikel 2 Nummer 3

— Artikel 2 Nummer 4

— Artikel 2 Nummer 5

— Artikel 2 Nummer 6

Artikel 3 Absatz 1 Artikel 3 Absätze 1 und 5

Artikel 3 Absatz 2 Artikel 4 Absätze 2 und 4

Artikel 3 Absatz 3 Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben b), c), d) und e)

Artikel 3 Absatz 4 Artikel 3 Absatz 2 und Artikel 4 Absatz 5

— Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a)

— Artikel 3 Absatz 3

— Artikel 3 Absatz 4

Artikel 4 Artikel 6 Absätze 1 und 2

— Artikel 6 Absatz 3

Artikel 5 Artikel 5 Absatz 1

— Artikel 5 Absatz 2

— Artikel 5 Absatz 3

Artikel 6 Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe c); Artikel 3, Absatz 1

Artikel 7 Artikel 7 Absätze 1, 2 und 3

— Artikel 7 Absatz 4

— Artikel 7 Absatz 5

— Artikel 7 Absatz 6

— Artikel 8

Artikel 8 Artikel 9

Artikel 9 Artikel 10

Artikel 10 Artikel 13

— Artikel 11

— Artikel 12
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RICHTLINIE 2003/13/EG DER KOMMISSION
vom 10. Februar 2003

zur Änderung der Richtlinie 96/5/EG über Getreidebeikost und andere Beikost für Säuglinge und
Kleinkinder

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 89/398/EWG des Rates vom 3. Mai
1989 über die Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über Lebensmittel, die für eine besondere
Ernährung bestimmt sind (1), zuletzt geändert durch die
Richtlinie 1999/41/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates (2), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 1,

gestützt auf die Stellungnahme des Wissenschaftlichen Lebens-
mittelausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 6 der Richtlinie 96/5/EG der Kommis-
sion (3), zuletzt geändert durch die Richtlinie 1999/39/
EG (4), darf in Getreidebeikost und anderer Beikost kein
Stoff in einer die Gesundheit von Säuglingen und Klein-
kindern gefährdenden Menge enthalten sein.

(2) Auf der Grundlage der Stellungnahmen des Wissen-
schaftlichen Lebensmittelausschusses vom 19. September
1997 und vom 4. Juni 1998 wurde mit der Richtlinie
96/5/EG ein allgemeiner Rückstandshöchstgehalt von
0,01 mg/kg für jedes einzelne Schädlingsbekämpfungs-
mittel in Getreidebeikost und anderer Beikost für Säug-
linge und Kleinkinder festgesetzt.

(3) Bei einer geringen Anzahl von Schädlingsbekämpfungs-
mitteln oder deren Metaboliten könnte sogar ein Rück-
standshöchstgehalt von 0,01 mg/kg unter den ungün-
stigsten Aufnahmebedingungen die für Säuglinge und
Kleinkinder zulässige Tagesdosis übersteigen. Dies trifft
auf Schädlingsbekämpfungsmittel und deren Metaboliten
zu, deren zulässige Tagesdosis weniger als 0,0005 mg/
kg Körpergewicht beträgt.

(4) Die Richtlinie 96/5/EG führt das Prinzip des Verbotes
der Verwendung dieser Schädlingsbekämpfungsmittel bei
landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die zur Herstellung
von Getreidebeikost und anderer Beikost bestimmt sind,
ein. Die betreffenden Schädlingsbekämpfungsmittel
sollten in Anhang VIII der Richtlinie 96/5/EG aufgeführt
werden. Allerdings ist mit diesem Verbot nicht unbe-
dingt gewährleistet, dass die Erzeugnisse frei von derar-
tigen Schädlingsbekämpfungsmitteln sind, da manche
Schädlingsbekämpfungsmittel die Umwelt kontaminieren
und ihre Rückstände in den betreffenden Erzeugnisse
gefunden werden können.

(5) Die Gesundheit von Säuglingen und Kleinkindern lässt
sich besser durch zusätzliche Auflagen schützen, die
ungeachtet des Ursprungs eines Erzeugnisses mit Hilfe
von Analysen durchgesetzt werden können.

(6) Die meisten Schädlingsbekämpfungsmittel, deren
zulässige Tagesdosis weniger als 0,0005 mg/kg Körper-
gewicht beträgt, sind in der Gemeinschaft bereits
verboten oder werden ab Juli 2003 verboten sein. Die
verbotenen Schädlingsbekämpfungsmittel sollten in
Getreidebeikost und anderer Beikost durch Analysever-
fahren, die dem aktuellen Stand der wissenschaftlichen
Erkenntnisse entsprechen, nicht nachweisbar sein.
Manche Schädlingsbekämpfungsmittel werden allerdings
nur langsam abgebaut und kontaminieren immer noch
die Umwelt. Sie könnten in Getreidebeikost und anderer
Beikost vorhanden sein, obwohl sie nicht verwendet
wurden. Zu Kontrollzwecken ist ein einheitliches
Vorgehen geboten.

(7) Bis die Kommission darüber entscheidet, ob die zugelas-
senen Schädlingsbekämpfungsmittel die Sicherheitsanfor-
derungen gemäß Artikel 5 der Richtlinie 91/414/EWG
des Rates vom 15. Juli 1991 über das Inverkehrbringen
von Pflanzenschutzmitteln (5), zuletzt geändert durch die
Richtlinie 2003/5/EG der Kommission (6), erfüllen, sollte
ihre Weiterverwendung erlaubt werden, solange ihre
Rückstände den in der vorliegenden Richtlinie genannten
Höchstgehalten entsprechen. Letztere sollten auf Werte
festgesetzt werden, die sicherstellen, dass ihre jeweilige
zulässige Tagesdosis von Säuglingen und Kleinkindern
auch unter den ungünstigsten Aufnahmebedingungen
nicht überschritten wird.

(8) Die Richtlinie 96/5/EG sollte entsprechend geändert
werden.

(9) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 96/5/EG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 6 wird wie folgt geändert:

— Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) In Getreidebeikost und anderer Beikost darf kein
Stoff in einer die Gesundheit von Säuglingen und Klein-
kindern gefährdenden Menge enthalten sein. Die betref-
fenden Höchstgehalte für andere als die in den Absätzen
2 und 3 genannten Stoffe werden unverzüglich festge-
legt.“
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— Absatz 3 erhält folgende Fassung:
„(3) a) Die in Anhang VIII aufgeführten Schädlingsbe-

kämpfungsmittel dürfen nicht bei landwirtschaft-
lichen Erzeugnissen verwendet werden, die zur
Herstellung von Getreidebeikost und anderer
Beikost bestimmt sind. Zu Kontrollzwecken
gelten jedoch
i) die in Tabelle 1 des Anhangs VIII aufge-

führten Schädlingsbekämpfungsmittel als
nicht verwendet, wenn ihre Rückstände nicht
mehr als 0,003 mg/kg betragen. Dieser Wert,
der als Bestimmungsgrenze der Analysever-
fahren angesehen wird, ist regelmäßig unter
Berücksichtigung des technischen Fortschritts
zu überprüfen;

ii) die in Tabelle 2 des Anhangs VIII aufge-
führten Schädlingsbekämpfungsmittel als
nicht verwendet, wenn ihre Rückstände nicht
mehr als 0,003 mg/kg betragen. Dieser Wert
ist regelmäßig unter Berücksichtigung der
Daten über die Umweltkontamination zu
überprüfen.

Die unter den Ziffern i) und ii) genannten Werte
gelten für verbrauchsfertig angebotene oder nach
den Anweisungen des Herstellers rekonstituierte
Erzeugnisse.

b) Wird bezüglich eines Schädlingsbekämpfungs-
mittels, das in Anhang VII aufgeführt ist,
beschlossen, einen Wirkstoff nicht in den
Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG aufzu-
nehmen, so sind die Anhänge VII und VIII der
vorliegenden Richtlinie entsprechend zu
ändern.“

2. Anhang VII wird durch den Wortlaut in Anhang I der
vorliegenden Richtlinie ersetzt.

3. Anhang VIII wird durch den Wortlaut in Anhang II der
vorliegenden Richtlinie ersetzt.

Artikel 2

(1) Die Mitgliedstaaten erlauben spätestens ab 6. März 2004
den Handel mit Erzeugnissen, die Artikel 6 Absatz 3 der Rich-
tlinie 96/5/EG entsprechen.

(2) Die Mitgliedstaaten verbieten spätestens ab 6. März 2005
den Handel mit Erzeugnissen, die Artikel 6 Absatz 3 der Rich-
tlinie 96/5/EG nicht entsprechen.

Artikel 3

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie spätestens am 6.
März 2004 nachzukommen. Sie unterrichten die Kommission
unverzüglich davon.

Beim Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in
den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtli-
chen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitglied-
staaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

Artikel 4

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 5

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 10. Februar 2003

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

„ANHANG VII

Spezifische Rückstandshöchstgehalte für Schädlingsbekämpfungsmittel oder deren Metaboliten in Getreidebei-
kost und anderer Beikost für Säuglinge und Kleinkinder

Chemische Bezeichnung des Stoffs Rückstandshöchstgehalt
(mg/kg)

Cadusafos 0,006

Demeton-S-methyl/Demeton-S-methylsulfon/Oxydemeton-methyl (einzeln oder
kombiniert, ausgedrückt als Demeton-S-methyl)

0,006

Ethoprophos 0,008

Fipronil (Summe von Fipronil und Fipronil-desulfinyl, ausgedrückt als Fipronil) 0,004

Propineb/Propylen-thioharnstoff (Summe von Propineb und Propylen-thioharn-
stoff)

0,006“
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ANHANG II

„ANHANG VIII

Schädlingsbekämpfungsmittel, die nicht bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen verwendet werden dürfen, die
zur Herstellung von Getreidebeikost und anderer Beikost bestimmt sind

Tabelle 1

Chemische Bezeichnung des Stoffs (Rückstandsdefinition)

Disulfoton (Summe von Disulfoton, Disulfoton-Sulfoxid und Disulfoton-Sulfon, ausgedrückt als Disulfoton)

Fensulfothion (Summe von Fensulfothion, dessen Sauerstoff-Analogon und deren Sulfonen, ausgedrückt als Fensulfo-
thion)

Fentin, ausgedrückt als Triphenylzinn-Kation

Haloxyfop (Summe von Haloxyfop, dessen Salzen und Estern einschließlich Konjugaten, ausgedrückt als Haloxyfop)

Heptachlor und trans-Heptachlorepoxid, ausgedrückt als Heptachlor

Hexachlorbenzol

Nitrofen

Omethoat

Terbufos (Summe von Terbufos, dessen Sulfoxid und dessen Sulfon, ausgedrückt als Terbufos)

Tabelle 2

Chemische Bezeichnung des Stoffs

Aldrin und Dieldrin, ausgedrückt als Dieldrin

Endrin“
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RICHTLINIE 2003/14/EG DER KOMMISSION
vom 10. Februar 2003

zur Änderung der Richtlinie 91/321/EWG über Säuglingsanfangsnahrung und Folgenahrung

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 89/398/EWG des Rates vom 3. Mai
1989 über die Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über Lebensmittel, die für eine besondere
Ernährung bestimmt sind (1), zuletzt geändert durch die
Richtlinie 1999/41/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates (2), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 1,

gestützt auf die Stellungnahme des Wissenschaftlichen Lebens-
mittelausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 6 der Richtlinie 91/321/EWG der
Kommission (3), zuletzt geändert durch die Richtlinie
1999/50/EG (4), darf in Säuglingsanfangsnahrung und
Folgenahrung kein Stoff in einer die Gesundheit von
Säuglingen und Kleinkindern gefährdenden Menge
enthalten sein.

(2) Auf der Grundlage der Stellungnahmen des Wissen-
schaftlichen Lebensmittelausschusses vom 19. September
1997 und vom 4. Juni 1998 wurde mit der Richtlinie
91/321/EWG ein allgemeiner Rückstandshöchstgehalt
von 0,01 mg/kg für jedes einzelne Schädlingsbe-
kämpfungsmittel in Säuglingsanfangsnahrung und
Folgenahrung festgesetzt.

(3) Bei einer geringen Anzahl von Schädlingsbekämpfungs-
mitteln oder deren Metaboliten könnte sogar ein Rück-
standshöchstgehalt von 0,01 mg/kg unter den ungün-
stigsten Aufnahmebedingungen die für Säuglinge und
Kleinkinder zulässige Tagesdosis übersteigen. Dies trifft
auf Schädlingsbekämpfungsmittel und deren Metaboliten
zu, deren zulässige Tagesdosis weniger als 0,0005 mg/
kg Körpergewicht beträgt.

(4) Die Richtlinie 91/321/EWG führt das Prinzip des
Verbotes der Verwendung dieser Schädlingsbe-
kämpfungsmittel bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen,
die zur Herstellung von Säuglingsanfangsnahrung und
Folgenahrung bestimmt sind, ein. Die betreffenden
Schädlingsbekämpfungsmittel sollten in Anhang IX der
Richtlinie 91/321/EWG aufgeführt werden. Allerdings ist
mit diesem Verbot nicht unbedingt gewährleistet, dass

die Erzeugnisse frei von derartigen Schädlingsbe-
kämpfungsmitteln sind, da manche Schädlingsbe-
kämpfungsmittel die Umwelt kontaminieren und ihre
Rückstände in den betreffenden Erzeugnissen gefunden
werden können.

(5) Die Gesundheit von Säuglingen und Kleinkindern lässt
sich besser durch zusätzliche Auflagen schützen, die
ungeachtet des Ursprungs eines Erzeugnisses mit Hilfe
von Analysen durchgesetzt werden können.

(6) Die meisten Schädlingsbekämpfungsmittel, deren
zulässige Tagesdosis weniger als 0,0005 mg/kg Körper-
gewicht beträgt, sind in der Gemeinschaft bereits
verboten oder werden ab Juli 2003 verboten sein. Die
verbotenen Schädlingsbekämpfungsmittel sollten in
Säuglingsanfangsnahrung und Folgenahrung durch
Analyseverfahren, die dem aktuellen Stand der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse entsprechen, nicht nachweisbar
sein. Manche Schädlingsbekämpfungsmittel werden aller-
dings nur langsam abgebaut und kontaminieren immer
noch die Umwelt. Sie könnten daher in Säuglingsan-
fangsnahrung und Folgenahrung vorhanden sein,
obwohl sie nicht verwendet wurden. Zu Kontrollz-
wecken ist ein einheitliches Vorgehen geboten.

(7) Bis die Kommission darüber entscheidet, ob die zugelas-
senen Schädlingsbekämpfungsmittel die Sicherheitsanfor-
derungen gemäß Artikel 5 der Richtlinie 91/414/EWG
des Rates vom 15. Juli 1991 über das Inverkehrbringen
von Pflanzenschutzmitteln (5), zuletzt geändert durch die
Richtlinie 2003/5/EG der Kommission (6), erfüllen, sollte
ihre Weiterverwendung erlaubt werden, solange ihre
Rückstände den in der vorliegenden Richtlinie genannten
Höchstgehalten entsprechen. Letztere sollten auf Werte
festgesetzt werden, die sicherstellen, dass ihre jeweilige
zulässige Tagesdosis von Säuglingen und Kleinkindern
auch unter den ungünstigsten Aufnahmebedingungen
nicht überschritten wird.

(8) Die Richtlinie 91/321/EWG sollte entsprechend geändert
werden.

(9) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 91/321/EWG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 6 wird wie folgt geändert:
— Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) In Säuglingsanfangsnahrung und Folgenahrung
darf kein Stoff in einer die Gesundheit von Säuglingen
und Kleinkindern gefährdenden Menge enthalten sein.
Die betreffenden Höchstgehalte für andere als die in den
Absätzen 2 und 3 genannten Stoffe werden unverzüglich
festgelegt.“

— Absatz 3 erhält folgende Fassung:
„(3) a) Die in Anhang IX aufgeführten Schädlingsbe-

kämpfungsmittel dürfen nicht bei landwirtschaft-
lichen Erzeugnissen verwendet werden, die zur
Herstellung von Säuglingsanfangsnahrung und
Folgenahrung bestimmt sind. Zu Kontrollz-
wecken gelten jedoch
i) die in Tabelle 1 des Anhangs IX aufgeführten

Schädlingsbekämpfungsmittel als nicht
verwendet, wenn ihre Rückstände nicht mehr
als 0,003 mg/kg betragen. Dieser Wert, der
als Bestimmungsgrenze der Analyseverfahren
angesehen wird, ist regelmäßig unter
Berücksichtigung des technischen Fortschritts
zu überprüfen;

ii) die in Tabelle 2 des Anhangs IX aufgeführten
Schädlingsbekämpfungsmittel als nicht
verwendet, wenn ihre Rückstände nicht mehr
als 0,003 mg/kg betragen. Dieser Wert ist
regelmäßig unter Berücksichtigung der Daten
über die Umweltkontamination zu über-
prüfen.

b) Abweichend von Absatz 2 gelten für die in
Anhang X aufgeführten Schädlingsbekämpfungs-
mittel die dort genannten Rückstandshöchstge-
halte.

Wird bezüglich eines Schädlingsbekämpfungs-
mittels, das in Anhang X aufgeführt ist,
beschlossen, einen Wirkstoff nicht in den
Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG aufzu-
nehmen, so sind die Anhänge IX und X der
vorliegenden Richtlinie entsprechend zu ändern.

c) Die unter den Buchstaben a) und b) genannten
Werte gelten für verbrauchsfertig angebotene
oder nach den Anweisungen des Herstellers
rekonstituierte Erzeugnisse.“

2. Anhang IX wird durch den Wortlaut in Anhang I der vorlie-
genden Richtlinie ersetzt.

3. Der Wortlaut von Anhang II der vorliegenden Richtlinie
wird als Anhang X angefügt.

Artikel 2

(1) Die Mitgliedstaaten erlauben spätestens ab 6. März 2004
den Handel mit Erzeugnissen, die Artikel 6 Absatz 3 der Rich-
tlinie 91/321/EWG entsprechen.

(2) Die Mitgliedstaaten verbieten spätestens ab 6. März 2005
den Handel mit Erzeugnissen, die Artikel 6 Absatz 3 der Rich-
tlinie 91/321/EWG nicht entsprechen.

Artikel 3

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie spätestens am 6.
März 2004 nachzukommen. Sie unterrichten die Kommission
unverzüglich davon.

Beim Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in
den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtli-
chen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitglied-
staaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

Artikel 4

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 5

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 10. Februar 2003

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

„ANHANG IX

Schädlingsbekämpfungsmittel, die nicht bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen verwendet werden dürfen, die
zur Herstellung von Säuglingsanfangsnahrung und Folgenahrung bestimmt sind

Tabelle 1

Chemische Bezeichnung des Stoffs (Rückstandsdefinition)

Disulfoton (Summe von Disulfoton, Disulfoton-Sulfoxid und Disulfoton-Sulfon, ausgedrückt als Disulfoton)

Fensulfothion (Summe von Fensulfothion, dessen Sauerstoff-Analogon und deren Sulfonen, ausgedrückt als Fensulfo-
thion)

Fentin, ausgedrückt als Triphenylzinn-Kation

Haloxyfop (Summe von Haloxyfop, dessen Salzen und Estern einschließlich Konjugaten, ausgedrückt als Haloxyfop)

Heptachlor und trans-Heptachlorepoxid, ausgedrückt als Heptachlor

Hexachlorbenzol

Nitrofen

Omethoat

Terbufos (Summe von Terbufos, dessen Sulfoxid und dessen Sulfon, ausgedrückt als Terbufos)

Tabelle 2

Chemische Bezeichnung des Stoffs

Aldrin und Dieldrin, ausgedrückt als Dieldrin

Endrin“
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ANHANG II

„ANHANG X

Spezifische Rückstandshöchstgehalte für Schädlingsbekämpfungsmittel oder deren Metaboliten in Säuglingsan-
fangsnahrung und Folgenahrung

Chemische Bezeichnung des Stoffs Rückstandshöchstgehalt
(mg/kg)

Cadusafos 0,006

Demeton-S-methyl/Demeton-S-methylsulfon/Oxydemeton-methyl (einzeln oder
kombiniert, ausgedrückt als Demeton-S-methyl)

0,006

Ethoprophos 0,008

Fipronil (Summe von Fipronil und Fipronil-desulfinyl, ausgedrückt als Fipronil) 0,004

Propineb/Propylen-thioharnstoff (Summe von Propineb und Propylen-thioharn-
stoff)

0,006“
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 13. Februar 2003

zur Festlegung von Mindestanforderungen an die Aufstellung von Programmen zur Züchtung von
Schafen auf Resistenz gegen übertragbare spongiforme Enzephalopathien

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 498)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2003/100/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 mit
Vorschriften zur Verhütung, Kontrolle und Tilgung bestimmter
transmissibler spongiformer Enzephalopathien (1), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1494/2002 der
Kommission (2), insbesondere auf Artikel 23,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Innerhalb der Schaf- und Ziegenpopulation der Gemein-
schaft stellt Scrapie ein erhebliches Problem der Tierge-
sundheit dar.

(2) Es gibt kein validiertes Routine-Diagnoseverfahren, mit
dem bei Schafen und Ziegen zwischen Infektionen mit
BSE (bovine spongiforme Enzephalopathie) und Infek-
tionen mit Scrapie unterschieden werden könnte. Es ist
nicht bewiesen, dass unter natürlichen Bedingungen bei
Schafen und Ziegen BSE-Infektionen auftreten. Aller-
dings besteht Ungewissheit darüber, ob die Schaf- und
Ziegenpopulation mit BSE infiziert worden sein könnte
und ob der Erreger möglicherweise noch in der Popula-
tion präsent ist. Dementsprechend stellt die Infektion
von Schafen und Ziegen mit übertragbaren spongi-
formen Enzephalopathien (TSE) potenziell ein Problem
der öffentlichen Gesundheit dar.

(3) Untersuchungen haben ergeben, dass bestimmte Prion-
protein-Genotypen bei Schafen Resistenz gegen Scrapie
erzeugen. Heute liegen Beweise dafür vor, dass Schafe,
bei denen unter Versuchsbedingungen eine BSE-Infektion
oral ausgelöst wurde, eine ähnliche genetisch bedingte
BSE-Resistenz aufweisen.

(4) Das Gutachten des Wissenschaftlichen Lenkungsaus-
schusses (WLA) vom 4./5. April 2002 über „Safe sour-
cing of small ruminant materials“ (Sichere Gewinnung
von Material kleiner Wiederkäuer) stellt Leitlinien auf für
die Eckpunkte eines Programms zur Züchtung TSE-
resistenter Schafe. Nach Auffassung des WLA sollte ein
solches Programm auf Risikopopulationen oder Risiko-
gebiete abzielen.

(5) Zu den Anforderungen an ein solches Züchtungspro-
gramm zählt ein Näherungswert für die Häufigkeit von
ARR/ARR-Schafen in jeder bedeutenden Rasse. Zur
Beschaffung dieser Information wurde mit der Entschei-
dung 2002/1003/EG der Kommission (3) eine Erhebung
über die Schafrassen in den Mitgliedstaaten eingeführt.

(6) Befreiungen von der Pflicht zur Aufstellung eines Züch-
tungsprogramms gemäß der vorliegenden Entscheidung
sollten möglich sein in Bezug auf bestimmte Rassen mit
einer geringen natürlichen Resistenz und auf lokal
vorkommende Rassen, die in dem betreffenden Gebiet
heimisch und von der Aufgabe der Nutzung bedroht
sind im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 445/2002 der
Kommission vom 26. Februar 2002 mit Durchführungs-
vorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des
Rates über die Förderung der Entwicklung des ländlichen
Raums durch den Europäischen Ausrichtungs- und
Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) (4).

(7) In seinem Gutachten empfahl der WLA, Vorkehrungen
für die Zertifizierung von Beständen mit vernachlässig-
barem Scrapie-/BSE-Risiko zu treffen. Als eine Möglich-
keit wird geraten, die Zertifizierung auf eine vollständige
genetische TSE-Resistenz im Verein mit regelmäßigen
TSE-Tests zu stützen.
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(8) Der WLA empfahl eine umfassende Liste derjenigen
Gewebe von Schafen und Ziegen, die im Fall einer
bestätigten oder wahrscheinlichen BSE-Infektion ein
Risiko für die Gesundheit von Mensch und Tier
darstellen könnten. In dem Gutachten wird jedoch die
Ansicht vertreten, diese Gewebe würden dann kein signi-
fikantes Risiko darstellen, wenn sie von resistenten und
teilresistenten Tieren unter 18 bzw. 6 Monaten
stammten. Es empfiehlt sich, die Schaffung zertifizierter
Bestände nach diesen Anhaltspunkten zu fördern.

(9) Die Kommission beabsichtigt, dem Rat und dem Parla-
ment eine Änderung der Verordnung (EG) Nr. 999/2001
vorzuschlagen, um eine Rechtsgrundlage für die
Maßnahmen gemäß der vorliegenden Entscheidung zu
schaffen. In der Zwischenzeit empfiehlt es sich, diese
Entscheidung als Übergangsmaßnahme zu erlassen.

(10) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Definitionen

Für die Zwecke dieser Entscheidung gelten die Definitionen in
Anhang I der Entscheidung 2002/1003/EG.

Artikel 2

Programm zur Züchtung reiner Schafrassen auf TSE-
Resistenz

(1) Bis zum 1. Januar 2004 führt jeder Mitgliedstaat nach
Maßgabe des Ergebnisses der Erhebung gemäß der Entschei-
dung 2002/1003/EG ein Züchtungsprogramm ein, um in jeder
seiner Schafrassen, die einheimisch ist oder eine bedeutende
Population in seinem Hoheitsgebiet darstellt, nach TSE-
Resistenz zu selektieren. Anhang I enthält die Mindestanforde-
rungen an ein solches Programm.

(2) Der Mitgliedstaat kann beschließen, dass die Teilnahme
an dem Züchtungsprogramm gemäß Absatz 1 für die Bestands-
besitzer bis zum 1. April 2005 freiwillig ist. Nach diesem
Datum besteht jedoch für alle Bestände mit hohem genetischem
Wert die Pflicht zur Teilnahme an dem Programm.

Artikel 3

Befreiungen

(1) Die Mitgliedstaaten können von der Pflicht zur Aufstel-
lung eines Züchtungsprogramms im Sinne von Artikel 2 befreit
werden, und zwar

— entweder in dem Fall, dass gemäß Anhang VIII Kapitel A
Abschnitt I Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr. 999/
2001 ein nationales Programm zur Bekämpfung der Trabe-
rkrankheit (Scrapie) vorgelegt und gebilligt wurde, das eine

kontinuierliche und aktive Überwachung der im Betrieb
verendeten Schafe und Ziegen sämtlicher Bestände in den
Mitgliedstaaten umfasst,

— oder wenn das Hoheitsgebiet des betreffenden Staates von
der Kommission gemäß Anhang VIII Kapitel A Abschnitt I
Buchstabe c) der Verordnung (EG) Nr. 999/2001 aufgrund
der Ergebnisse einer schlüssigen statistischen Erhebung als
srapiefrei anerkannt wurde.

(2) Befreiungen gemäß Absatz 1 sind nach dem in Artikel
24 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 999/2001 genannten
Verfahren zu beschließen.

Artikel 4

Rahmenbedingungen für die Anerkennung der TSE-
Resistenz bestimmter Schafbestände

(1) Bis zum 1. Januar 2004 legt jeder Mitgliedstaat Rahmen-
bedingungen für die Anerkennung der TSE-Resistenz
bestimmter Schafbestände fest.

Diese Rahmenbedingungen erfüllen die Vorgaben in Anhang II.

(2) Die Anerkennung der TSE-Resistenz eines Bestands
entsprechend den in Absatz 1 genannten Rahmenbedingungen
darf nicht als Kriterium dafür betrachtet werden, dass der
Bestand TSE-frei ist.

Artikel 5

Berichterstattung der Mitgliedstaaten an die Kommission

Die Mitgliedstaaten legen der Kommission folgende Berichte
vor:

a) bis 1. April 2004 einen Bericht über die Anforderungen
ihres Züchtungsprogramms gemäß Artikel 2,

b) erstmals bis 1. April 2005 einen Jahresbericht über den
Stand der Züchtungsprogramme.

Artikel 6

Zusammenfassende Berichte der Kommission an die
Mitgliedstaaten

Innerhalb von drei Monaten nach Ablauf der Frist für die
Einreichung der Berichte gemäß Artikel 5 legt die Kommission
den Mitgliedstaaten eine Zusammenfassung dieser Berichte vor.

Artikel 7

Überprüfung

Diese Entscheidung wird überprüft

a) anhand der Berichte gemäß Artikel 5,

b) in Bezug auf Rassen, bei denen während der Durchführung
des Züchtungsprogramms schwerwiegende negative geneti-
sche Auswirkungen nachgewiesen wurden,

c) auf jeden Fall vor dem 1. April 2005, um etwaige neue
wissenschaftliche Stellungnahmen zu berücksichtigen.
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Artikel 8

Adressaten

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 13. Februar 2003

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

MINDESTANFORDERUNGEN AN EIN PROGRAMM ZUR ZÜCHTUNG VON SCHAFEN AUF TSE-RESISTENZ

Teil 1 — Allgemeine Anforderungen

1. Das Züchtungsprogramm hat sich auf Bestände mit hohem genetischem Wert zu konzentrieren.

2. Es wird eine Datenbank eingerichtet, die mindestens folgende Angaben enthält:

a) Identität, Rasse und Anzahl der Tiere sämtlicher an dem Züchtungsprogramm teilnehmender Bestände,

b) Identifizierung der einzelnen Tiere, von denen im Rahmen des Züchtungsprogramms Proben genommen werden,

c) die Ergebnisse der Genotypisierungen.

3. Es wird ein einheitliches Zertifizierungssystem geschaffen, so dass der Genotyp jedes einzelnen Tieres, von dem im
Rahmen des Züchtungsprogramms eine Probe genommen wird, anhand seiner individuellen Identifizierungsnummer
zertifiziert wird.

4. Die Probenahme erfolgt durch Personal, das hierfür im Rahmen des Züchtungsprogramms eigens bestimmt wird.

5. Es wird ein System für die Identifizierung der Tiere und Proben, für die Bearbeitung der Proben und die Weitergabe
der Ergebnisse eingerichtet, das die Möglichkeit menschlichen Versagens minimiert. Die Effizienz dieses Systems
unterliegt regelmäßigen Zufallsüberprüfungen.

6. Die Genotypisierung von Blut und Gewebe, das für die Zwecke des Züchtungsprogramms entnommen wird, erfolgt
in Laboratorien, die für das Programm zugelassen wurden.

7. Die zuständige Behörde des Mitgliedstaats kann Zuchtorganisationen, die genetische Banken mit Samen, Eizellen und/
oder Embryonen, einrichten möchten, die repräsentativ für die infolge des Züchtungsprogramms selten werdenden
Prionprotein-Genotypen sind, hierbei unterstützen.

8. Für jede Rasse sind Züchtungsprogramme aufzustellen, die Folgendes berücksichtigen:

a) die Häufigkeit der verschiedenen Allele innerhalb der Rasse,

b) die Seltenheit der Rasse,

c) Vermeiden von Inzucht oder genetischer Drift.

Teil 2 — Spezifische Vorschriften für die teilnehmenden Bestände

1. Zweck des Züchtungsprogramms ist es, die Prävalenz des ARR-Allels innerhalb des Schafbestands zu erhöhen und
dabei gleichzeitig die Prävalenz derjenigen Allele zu reduzieren, die nachweislich zur TSE-Anfälligkeit beitragen.

2. Für die teilnehmenden Bestände gelten folgende Mindestanforderungen:

a) Sämtliche Tiere des Bestands, bei denen eine Genotypisierung vorgenommen werden soll, müssen anhand sicherer
Mittel einzeln identifiziert werden;

b) bei allen zur Züchtung innerhalb des Bestands vorgesehenen Böcken muss eine Genotypisierung vorgenommen
werden, bevor sie zur Zucht verwendet werden;

c) jedes männliche Tier, das Träger des VRQ-Allels ist, ist innerhalb von sechs Monaten nach der Genotypisierung zu
schlachten oder zu kastrieren; das Tier darf den Betrieb nur zur Schlachtung verlassen;

d) weibliche Tiere, die als Träger des VRQ-Allels bekannt sind, dürfen den Betrieb nur zur Schlachtung verlassen;

e) es ist verboten, männliche Tiere, einschließlich Samenspender für künstliche Besamung, die nicht im Rahmen des
Programms zertifiziert wurden, zur Züchtung innerhalb des Bestands zu verwenden.
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Teil 3 — Schutz von Rassen und Produktionsmerkmalen

1. Die Mitgliedstaaten können beschließen, eine Befreiung von den Anforderungen gemäß Teil 2 Absatz 2 Buchstaben
c) und d) zu gewähren in Bezug auf Rassen,

a) bei denen laut der Erhebung gemäß der Entscheidung 2002/1003/EG das ARR-Allel weniger als 25 % ausmacht
oder

b) die im Sinne von Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr. 445/2002 von der Aufgabe der
Nutzung bedroht sind.

2. Im Fall von Rassen, bei denen laut der Erhebung gemäß der Entscheidung 2002/1003/EG das ARR-Allel fehlt oder
weniger als 10 % ausmacht, können die Mitgliedstaaten beschließen, eine Befreiung von den Teilen 1 und 2 zu
gewähren, sofern die betreffenden Rassen in Programme zur Scrapie-Bekämpfung einbezogen werden.

3. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über Befreiungen, die sie gemäß den Absätzen 1 und 2 gewähren,
sowie über die dabei zugrunde gelegten Kriterien.
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ANHANG II

RAHMENBEDINGUNGEN FÜR DIE ANERKENNUNG DER TSE-RESISTENZ VON SCHAFBESTÄNDEN

1. Mit Hilfe der Rahmenbedingungen sollen Bestände als TSE-resistent anerkannt werden, die aufgrund der Teilnahme
an dem Züchtungsprogramm gemäß Artikel 2 oder aus anderen Gründen bestimmte Kriterien erfüllen.

Bei der Anerkennung wird zwischen mindestens zwei Stufen unterschieden:

a) Bestände der Stufe I bestehen ausschließlich aus Schafen mit dem Genotyp ARR/ARR.

b) Bestände der Stufe II sind Bestände, deren Nachkommenschaft ausschließlich von Böcken mit dem Genotyp ARR/
ARR abstammt.

Die Mitgliedstaaten können beschließen, weitere Stufen anzuerkennen, um den nationalen Erfordernissen zu entspre-
chen.

2. Aus den TSE-resistenten Beständen werden regelmäßig nach dem Zufallsprinzip Proben genommen, und zwar

a) im Betrieb oder im Schlachthof zwecks Überprüfung des Genotyps;

b) bei Beständen der Stufe I aus den über 18 Monate alten Tieren im Schlachthof Proben für die TSE-Testung gemäß
Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 999/2001.



ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 13. Februar 2003

zur zwölften Änderung der Entscheidung 2000/284/EG mit dem Verzeichnis der für die Einfuhr
von Equidensperma aus Drittländern zugelassenen Entnahmestationen

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 499)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2003/101/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 92/65/EWG des Rates vom 13. Juli
1992 über die tierseuchenrechtlichen Bedingungen für den
Handel mit Tieren, Samen, Eizellen und Embryonen in der
Gemeinschaft sowie für ihre Einfuhr in die Gemeinschaft,
soweit sie diesbezüglich nicht den spezifischen Gemeinschafts-
regelungen nach Anhang A Abschnitt I der Richtlinie 90/425/
EWG unterliegen (1), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1282/2002 (2), insbesondere auf Artikel 17 Absatz 3
Buchstabe b),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Entscheidung 2000/284/EG der Kommission (3),
zuletzt geändert durch die Entscheidung 2002/776/
EG (4), ist das Verzeichnis der für die Einfuhr von Equi-
densperma aus Drittländern zugelassenen Entnahmesta-
tionen festgelegt worden.

(2) Die zuständigen Behörden Australiens und der Verei-
nigten Staaten von Amerika haben der Kommission
amtlich mitgeteilt, dass jeweils eine zusätzliche Besa-
mungsstation gemäß der Richtlinie 92/65/EWG für die
Gewinnung von Equidensperma zugelassen wurde.

(3) Das Verzeichnis der zugelassenen Besamungsstationen
ist unter Berücksichtigung der von diesen Drittländern
mitgeteilten neuen Angaben anzupassen, und die
Änderungen sind zur besseren Übersichtlichkeit im
Anhang hervorzuheben.

(4) Die Entscheidung 2000/284/EG ist entsprechend zu
ändern.

(5) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Entscheidung 2000/284/EG wird durch den
Text im Anhang der vorliegenden Entscheidung ersetzt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 13. Februar 2003

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ANHANG

„ANEXO — BILAG — ANHANG — ΠΑΡΑΡΤΗΜΑ — ANNEX — ANNEXE — ALLEGATO — BĲLAGE — ANEXO — LIITE — BILAGA

1 Versión — Udgave — Fassung vom — Έκδοση — Version — Version — Versione — Versie — Versão — Tilanne — Version

2 Código ISO — ISO-kode — ISO-Code — Κωδικός ISO — ISO code — Code ISO — Codice ISO — ISO-code — Código ISO — ISO-koodi —
ISO-kod

3 Tercer país — Tredjeland — Drittland — Τρίτη χώρα — Third country — Pays tiers — Paese terzo — Derde land — País terceiro — Kolmas maa —
Tredje land

4 Nombre del centro autorizado — Den godkendte stations navn — Name der zugelassenen Besamungsstation — Όνοµα του εγκεκριµένου
κέντρου — Name of approved centre — Nom du centre agréé — Nome del centro riconosciuto — Naam van het erkende centrum — Nome do
centro aprovado — Hyväksytyn aseman nimi — Hingststationens namn

5 Dirección del centro autorizado — Den godkendte stations adresse — Anschrift der zugelassenen Besamungsstation — ∆ιεύθυνση του εγκεκριµένου
κέντρου — Address of approved centre — Adresse du centre agréé — Indirizzo del centro riconosciuto — Adres van het erkende centrum —
Endereço aprovado — Hyväksytyn aseman osoite — Hingststationens adress

6 Autoridad competente en materia de autorización — Godkendelsesmyndighed — Zulassungsbehörde — Εγκρίνουσα αρχή — Approving authority —
Autorité d'agrément — Autorità che rilascia il riconoscimento — Autoriteit die de erkenning heeft verleend — Autoridade de aprovação —
Hyväksyntäviranomainen — Godkännandemyndighet

7 Número de autorización — Godkendelsesnummer — Registriernummer — Αριθµός έγκρισης — Approval Νο — Numéro d'agrément — Numero di
riconoscimento — Registratienummer — Número de aprovação — Hyväksyntänumero — Godkännandenummer

8 Fecha de la autorización — Godkendelsesdato — Zulassungsdatum — Ηµεροµηνία έγκρισης — Approval date — Date d'agrément — Data di
approvazione — Datum van erkenning — Data da aprovação — Hyväksyntäpäivä — Datum för godkännandet

AE UNITED ARAB EMIRATES (b)

AR ARGENTINA Haras El Atalaya 91 Cuartel 17
Arrecifes
Buenos Aires

SENASA I-E14
(Integral-Equino 14)

27.3.1998

AU AUSTRALIA Alabar Bloodstock Corporation Koyuga (Near Echuca)
Victoria 3622

AU Beef Breeding Services
Qld DPI

Grindle Road, Wacol
Qld 4076

AU Kinnordy Stud
Mr H. Schmorl

MS 465, Cambooya
Qld 4358

AU Equine Artificial Breeding Services
“Lumeah”

Miriam Bentley
Hume Highway
Mullengandra NSW 2644

AQIS NSW-AB-H-01 21.2.2001

AU Equine Artificial Breeding Services
“Alabar Bloodstock”

Alan Galloway
Koyuga (near Echuca)
Victoria 3622

AQIS VIC-AB-H-01 30.10.2002
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BB BARBADOS (b)

BG BULGARIA

BH BAHRAIN (b)

BM BERMUDA (b)

BO BOLIVIA (b)

BR BRAZIL

BY BELARUS

CA CANADA Ferme Canaco 89 Rang St.-André
St.-Bernard de Lacolle
Co. St.-Jean,
Quebec; J0J 1V0

CFIA 4-EQ-01 23.2.2000

CA Amstrong Brothers 14709 Hurontario Street
Inglewood,
Ontario, L0N 1K0

CFIA 5-EQ-01 12.2.1997

CA Zorgwĳk Stables Ltd 508 Mt. Pleasant Road, R.R.2,
Brantford,
Ontario; N3T 5L5

CFIA 5-EQ-02 6.4.1999

CA Tara Hills Stud 13700 Mast Road, R.R.4
Port Perry,
Ontario, L9L 1B5

CFIA 5-EQ-03 26.1.2000

CA Taylorlane Farm R.R.#2
Orton,
Ontario, L0N 1N0

CFIA 5-EQ-04 13.1.2000

CA Earl Lennox R.R.2
Orton,
Ontario, L0N 1N0

CFIA 5-EQ-05 15.3.2000
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CA Rideau Field Farm 756 Heritage Drive, R.R.4
Merrickville,
Ontario; K0G 1N0

CFIA 5-EQ-06 4.5.1998

CA Glengate Farms PO box 220, 8343 Walker's Line
Campbellville,
Ontario, L0P 1B0

CFIA 5-EQ-07 31.1.1995

CA Gencor The Genetic Corporation R.R.#5
Guelph
Ontario, N1H 6J2

CFIA 5-EQ-08 10.1.1997

CA Jou Veterinary Service 2409 Alps Road, R.R.1,
Ayr
Ontario; N0B 1E0

CFIA 5-EQ-09 30.10.2000

CA AE Breeding Farm
Dr Mike Zajac

19619 McGowan Road
Mount Albert
Ontario; L0G 1M0

CFIA 5-EQ-10 2.3.2000

CA Equine Reproduction Services Box 877,
Turner Valley
Alberta, L0G 1M0

CFIA 8-EQ-01 20.11.2000

CA Meadowview
Ilene Poole

23052 TWP Road 521
Sherwood Park
Alberta, T8B 1G6

CFIA 8-EQ-02 1.2.2002

CH SWITZERLAND Eidgenössisches Gestüt/Haras fédéral/Istituto
Federale dell'allevamento equino Avenches

CH-1580 Avenches Bundesamt für
Veterinärwesen

CH-AI-4E 13.2.1997

CH Besamungsstation Pferde,
Gestüt Hanaya

Expohof
CH-8165 Schleinikon

Bundesamt für
Veterinärwesen

CH-AI-8E 6.5.1999

CL CHILE

CU CUBA (b)

CY CYPRUS

CZ CZECH REPUBLIC
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DZ ALGERIA

EE ESTONIA

EG EGYPT (b)

FK FALKLAND ISLANDS

GL GREENLAND

HK HONG KONG (b)

HR CROATIA

HU HUNGARY

IL ISRAEL

IS ICELAND Gunnarsholt Saedingastod
Gunnarsholti
851 Hella

Iceland Veterinary
Services

H001 20.12.1999

JO JORDAN (b)

JP JAPAN (b)

KG KYRGYZSTAN (b)

KR REPUBLIC OF KOREA (b)

KW KUWAIT (b)

LB LEBANON (b)
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LI LITHUANIA

LV LATVIA

LY LIBYA (b)

MA MOROCCO

MK (a) FORMER YUGOSLAV
REPUBLIC OF MACEDONIA

MO MACAO (b)

MT MALTA

MU MAURITIUS

MY MALAYSIA (PENINSULA) (b)

MX MÉXICO CEPROSEM
Club Hípico “La Silla”

Monterrey
Nuevo León

SAGARPA 02-19-05-96-E 2.8.2001

NZ NEW ZEALAND Animal Breeding Services Ltd 3680 State Highway 3
RD2, Hamilton

MAF NZSEQ-001 27.3.2002

NZ Phoenician Stallion Collection Centre 75 Penrith Road
RD2, Napier

MAF NZSEQ-002 2.5.2002

OM OMAN (b)

PE PERÚ (b)

PL POLAND

PM ST PIERRE AND MIQUELON

PY PARAGUAY
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QA QATAR (b)

RO ROMANIA

RU RUSSIA

SA SAUDI ARABIA (b)

SG SINGAPORE (b)

SI SLOVENIA

SK SLOVAK REPUBLIC

SY SYRIA (b)

TH THAILAND (b)

TN TUNISIA

UA UKRAINE

US USA The Old Place PO box 90
Mt Holly, AR 71758

APHIS 00AR001-EQS 19.7.2000

US OS CEDROS, USA 8700 East Black Mountain Road
Scottsdale, AZ 85262

APHIS 02AZ001-EQS 7.1.2002

US Steve Cruse — Show Horses 29251 N Hayden Road
Scottsdale, AZ 85262

APHIS 02AZ002-EQS 28.1.2002

US Kellog Arabian Horse Center 3801 W. Temple Avenue
Pomona, CA 71758

APHIS 97CA002-EQS 22.5.1997

US Mariana Farm Valley Center, CA 92082 APHIS 98CA001-EQS 14.11.1997

US Advanced Equine Reproduction 1145 Arroyo Mesa Road
Solvang, CA 93463

APHIS 98CA002-EQS 12.8.1997
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US Pacific International Genetics 14300 Jackson Road
Sloughhouse, CA 95683

APHIS 98CA003-EQS 23.1.1998

US Alamo Pintado Equine Clinic 2501 Santa Barbara Avenue
Los Olivos, CA 93441

APHIS 98CA004-EQS 23.2.1998

US Anaheim Hills Saddle Club 6352 E Nohl Ranch Road
Anaheim, CA 92807

APHIS 98CA005-EQS 23.3.1998

US Valley Oak Ranch 10940 26 Mile Road
Oakdale, CA 95361

APHIS 99CA006-EQS 2.4.1999

US Jeff Oswood Stallion Station 21860 Avenue 160
Porterville, CA 93257

APHIS 99CA007-EQS 8.4.1999

US Magness Racing Ventures 4050 Casey Avenue
Santa Ynez, CA 93460

APHIS 00CA008-EQS 10.12.1999

US Crawford Stallion Services 34520 DePortola
Temecula, CA 92592

APHIS 00CA010-EQS 20.1.2000

US Exclusively Equine Reproduction 28753 Valley Center Road
Temecula, CA 92082

APHIS 00CA011-EQS 2.3.2000

US Santa Lucia Farms 1924 W Hwy 154
Santa Ynez, CA 93460

APHIS 01CA012-EQSE 16.2.2001

US Specifically Equine Veterinary Service 910 W Hwy 246
Buellton, CA 93427

APHIS 01CA013-EQS 20.5.1997

US Bishop Lane Farms 5525 Volkerts Road
Sabastopol, CA 95472

APHIS 01CA014-EQS 19.3.2001

US Hunter Stallion Station 10163 Badger Creek Lane
Wilton, CA 95693

APHIS 02CA016-EQS 14.2.2002

US Colorado State University Equine Reproduction
Center

3194 Rampart Road
Fort Collins, CO 80523

APHIS 02CO001-EQS 13.2.2002
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US Candlewood Equine 2 Beaver Pond Lane
Bridgewater, CT 06752

APHIS 00CT001-EQS 1.3.2000

US Windbank Farm 1620 Choptank Road
Middletown, DE 19075

APHIS 01DE001-EQS 7.6.2001

US Peterson & Smith Reproduction Center 15107 S.E. 47th Avenue
Summerfield, FL 34491

APHIS 00FL001-EQS 10.1.2000

US Silver Maple Farm 6621 Daniels Road
Naples, FL 34109

APHIS 00FL002-EQS 26.1.2000

US University of Florida
College of Veterinary Medicine

2015 SW 16th Avenue
Gainsville, FL 32601

APHIS 01FL003-EQS 15.5.2001

US Double L Quarter Horse 1881 E Berry Road
Cedar Rapids, IA 52403

APHIS 96IA001-EQS 2.1.1996

US Jim Dudley Quarter Horses Rt. 1, Box 137
Latimer, IA 50452

APHIS 98IA002-EQS 26.5.1998

US Grandview Farms 123 West 200
South Huntington, IN 46750

APHIS 99IN001-EQS 16.12.1999

US Ed Mulick 4333 Straightline Pike
Richmond, IN 47374

APHIS 00IN002-EQS 13.3.2000

US Gumz Farms Quarter Horses 7491 S 100 W
North Judson, IN 46366

APHIS 00IN003-EQS 3.7.2000

US White River Equine Centre 707 Edith Avenue
Noblesville, IN 46060

APHIS 01IN004-EQS 15.3.2001

US Meadowbrook Farms 3400 S 143rd Street East
Wichita, KS 67232

APHIS 01KS001-EQS 28.2.2001

US Kentuckiana Farm PO box 11743
Lexington, KY 40577

APHIS 97KY001-EQS 16.10.1997
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US Castleton Farm 2469 Iron Works Pike
PO box 11889
Lexington, KY 40511

APHIS 98KY002-EQS 13.8.1998

US Autumn Lane Farm 371 Etter Lane
Georgetown, KY 40324

APHIS 01KY001-EQS 19.10.2001

US Hamilton Farm 66 Woodland Mead
PO box 2639
South Hamilton, MA 01982

APHIS 98MA001-EQS 30.3.1998

US Select Breeders Service, Inc. 1088 Nesbitt Road
Colora, MD 21917

APHIS 98MD001-EQS 3.11.1997

US Imperial Egyptian Stud 2642 Mt Carmel Road
Parkton, MD 21120

APHIS 00MD002-EQS 18.7.2000

US Harris Paints 27720 Possum Hill Road
Federalsburg, MD 21632

APHIS 00MD003-EQS 25.9.2000

US Midwest Station II 16917 70th St NE,
Elk River, MN 55330

APHIS 00MN001-EQS 16.5.2000

US Anoka Equine Veterinary Services 16445 NE 70th St
Elk River, MN 55330

APHIS 01MN001-EQS 17.12.2001

US Schemel Stables Collection Facility 986 PCR, Co. Rd 810
Perryville, MO 63775

APHIS 99MO001-EQS 15.12.1999

US Equine Reproduction Facility 137 Speaks Road
Advance, NC 27006

APHIS 97NC001-EQS 21.8.1997

US Walnridge Farm, Inc. Hornerstown-Arneytown Road
Cream Ridge, NJ 08514

APHIS 96NJ003-EQS 14.8.1996

US Cedar Lane Farm 40 Lambertville Headquarters Road
Lambertville, NJ 08530

APHIS 96NJ004-EQS 4.9.1996

US Peretti's Farm Route 526, Box 410
Cream Ridge, NJ 08514

APHIS 97NJ005-EQS 17.3.1997
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US Kentuckiana Farm of NJ 18 Archertown Road
New Egypt, NJ 08533

APHIS 99NJ006-EQS 30.7.1999

US Southwind Farm 29 Burd Road
Pennington, NJ 08534

APHIS 00NJ007-EQS 13.7.2000

US Blue Chip Farm 807 Hogagherburgh Road
Wallkill, NY 12589

APHIS 96NY001-EQS 31.8.2000

US Sunny Gables Farm 282 Rt. 416
Montgomery, NY 12549

APHIS 00NY002-EQS 24.7.2000

US Autumn Lane Farm 7901 Panhandle Road
Newark, OH 43056

APHIS 99OH001-EQS 19.5.1999

US Good Version 5224 Dearth Road
Springboro, OH 45062

APHIS 01OH001-EQS 3.8.2001

US Paws Up Quarter Horses Route 1, Box 43-1
Purcell, OK 73080

APHIS 00OK002-EQS 11.4.2000

US Bryant Ranch 11777 NW Oak Ridge Road
Yamhill, OR 97148

APHIS 98OR001-EQS 19.2.1998

US Honalee Equine Semen Collection Facility 14005 SW Tooze Road
Sherwood, OR 97140

APHIS 99OR001-EQS 26.10.1999

US Kosmos Horse Breeders 372 Littlestown Road
Littlestown, PA 17340

APHIS 97PA001-EQS 19.3.1997

US Hanover Shoe Farm Route 194 South
PO box 339
Hanover, PA 17331

APHIS 97PA002-EQS 28.3.1997

US Nandi Veterinary Associates 3244 West Sieling Road
New Freedom, PA 17349

APHIS 97PA003-EQS 22.9.1997

US Cryo-Star International 223 Old Philadelphia Pike
Douglassville, PA 19518

APHIS 01PA005-EQS 29.5.2001

US Hempt Farms 250 Hempt Road
Mechanicsburg, PA 17050

APHIS 01PA006-EQS 16.8.2001



D
E

A
m
tsblattder

Europäischen
U
nion

14.2.2003
L
41/57

1: 1.2003

2 3 4 5 6 7 8

US Babcock Ranch Semen Collection Center Rt. 2, Box 357
Gainsville, TX 76240

APHIS 97TX001-EQS 2.6.1997

US Select Breeders Rt. 3, Box 196
Aubrey, TX 76227

APHIS 97TX002-EQS 1.2.1997

US Floyd Moore Ranch Route 2, Box 293
Huntsville, TX 77340

APHIS 98TX003-EQS 12.5.1998

US Bluebonnet Farm 746 FM 529
Bellville, TX 77418

APHIS 00TX007-EQS 25.1.2000

US Alpha Equine Breeding Center 2301 Boyd Road
Granbury, TX 76049

APHIS 00TX008-EQS 28.2.2000

US Joe Landers Breeding Facility 4322 Tintop Road
Weatherford, TX 76087

APHIS 00TX010-EQS 11.4.2000

US Willow Tree Farm 10334 Strittmatter
Pilot Point, TX 76258

APHIS 00TX011-EQS 28.4.2000

US Green Valley Farm 3952 PR 2718
Aubrey, TX 76227

APHIS 00TX012-EQS 28.4.2000

US 6666 Ranch PO box 130
Guthrie, TX 79236

APHIS 00TX013-EQS 17.10.2000

US Michael Byatt Arabians 7716 Red Bird Road
New Ulm, TX 78950

APHIS 00TX014-EQSE 9.11.2000

US DLR Ranch 5301 FM 1885
Weatherford, TX 76088

APHIS 01TX015A-EQSE 7.2.2001

US RB Quarter Horse 1346 Prarie Grove Rd
Valley View, TX 76272

APHIS 01TX017-EQS 22.10.2001

US LKA, Inc. 360 Leea Lane
Weatherford, TX 76087

APHIS 01TX018-EQS 6.11.2001

US Bullard Farms 250 Shady Oak Dr.
Weatherford, TX 76087

APHIS 02TX018-EQS 18.1.2002
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US Watkins Equine Breeding Center 453 McCarthy
Weatherford, TX 76088

APHIS 02TX019-EQS 8.2.2002

US Arabians LTD, Inc. 8459 Rock Creek Rd
Waco, TX 76708

APHIS 02TX020-EQS 26.2.2002

US Tommy Manion, Inc. PO Box 94
Aubrey, TX 76207

APHIS 02TX021-EQS 21.3.2002

US Kedon Farms 2357 Advance
Weatherford, TX 76088

APHIS 02TX022-EQS 18.4.2002

US Crosby Farms 8459 FM 455E
Pilot Point, TX 76258

APHIS 02TX023-EQS 27.6.2002

US Roanoke AI Labs, Inc. 8535 Martin Creek Road
Roanoke, VA 20401

APHIS 96VA001-EQS 14.11.1996

US Commonwealth Equine Reproduction Center 16078 Rockets Mill Road
Doswell, VA 23047

APHIS 00VA002-EQS 9.8.2000

US Equine Reproduction Concepts 111 Hackleys Mill Road
Amissville, VA 20106

APHIS 02VA003-EQS 12.11.2002

US Hass Quarter Horses W9821 Hwy 29
Shawano, WI 54166

APHIS 97WI001-EQS 29.5.1997

US Battle Hill Farm HC 40, Box 9
Lewisburg, WV 24901

APHIS 01WV001 13.11.2001

US Snowy Range Ranch 251 Mandel Lane
Laramie, WY 82070

APHIS 01WY001-EQS 1.2.2001

UY URUGUAY

ZA SOUTH AFRICA (b)
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(a) Código provisional que no afecta a la denominación definitiva del país que será asignada cuando concluyan las negociaciones en curso en las Naciones Unidas — Foreløbig kode, som ikke foregriber den endelige betegnelse af landet, der skal
tildeles, når de igangværende forhandlinger i FN er afsluttet — Provisorischer Code, der in nichts der endgültigen Bezeichnung des Landes vorgreift, die bei Schlussfolgerung der momentan laufenden Verhandlungen in diesem Zusammenhang
im Rahmen der Vereinten Nationen genehmigt wird — Προσωρινός κωδικός που δεν επηρεάζει τον οριστικό τίτλο της χώρας που θα δοθεί µετά την περάτωση των διαπραγµατεύσεων που πραγµατοποιούνται επί του παρόντος στα Ηνωµένα Έθνη —
Provisional code that does not affect the definitive denomination of the country to be attributed after the conclusion of the negotiations currently taking place in the United Nations — Code provisoire ne préjugeant pas de la dénomination
définitive du pays qui sera arrêtée à l'issue des négociations en cours dans le cadre des Nations unies — Codice provvisorio senza effetti sulla denominazione definitiva del paese che sarà attribuita dopo la conclusione dei negoziati in corso
presso le Nazioni Unite — Voorlopige code die geen gevolgen heeft voor de definitieve benaming die aan het land wordt gegeven op grond van de onderhandelingen die momenteel in het kader van de Verenigde Naties worden gevoerd —
Código provisório que não afecta a denominação definitiva do país a ser atribuída após a conclusão das negociações actualmente em curso nas Nações Unidas — Väliaikainen koodi, joka ei vaikuta maan lopulliseen nimeen, joka annetaan tällä
hetkellä Yhdistyneissä Kansakunnissa meneillään olevien neuvottelujen päätteeksi — Provisorisk kod som inte påverkar det slutgiltiga landsnamnet som skall anges när de pågående förhandlingarna i Förenta nationerna slutförts.

(b) Sólo esperma procedente de caballos registrados — Kun sæd fra registrerede heste — Nur Samen von registrierten Pferden — Μόνο σπέρµα που συλλέχθηκε από καταγεγραµµένους ίππους — Only semen collected from registered horses —
Sperme provenant uniquement de chevaux enregistrés — Solamente sperma raccolto da cavalli registrati — Enkel sperma verzameld van geregistreerde paarden — Apenas sémen colhido de cavalos registados — Ainoastaan rekisteröidyistä
hevosista kerätty siemenneste — Bara sperma insamlad från registrerade hästar.»



BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 2305/2002 der Kommission vom 20. Dezember 2002 zur Änderung der
Verordnung (EG) Nr. 1162/92 mit besonderen Durchführungsbestimmungen über Einfuhr- und Ausfuhrli-

zenzen für Getreide und Reis

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 348 vom 21. Dezember 2002)

Seite 93, Anhang, Tabelle, Spalte „Betroffene Erzeugnisse (KN-Code)“ betreffend Slowenien:

Es wird hinzugefügt: „1008 20 00 90 00“ und es wird gestrichen „1703“.
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